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Amtliche Berichte
Lber die

Verhandlungen des Badischen Landtags.

7. Sitzung.
Dienstag , den 20. Januar 1925, vormittags 9 Uhr.

Tagesordnung .
Anzeige neuer Eingänge . Sodann
1. Mündliche Berichte des Haushaltsausschusses und Be»

ratung über
la . den Gesetzentwurf über die Regelung des Staatshaus¬

haltes für die Jahre 1924 und 1925 (Drucks . Nr . 27),d. die Mitteilung des Staatsministeriums in Verfolg des
Beschlusses des Landtags in seiner 44. Sitzung vom8. August 1924 zu dem Antrag der Abg. Dr . Glöck¬
ner und .Gen ., Statistik tzber Grund - und Gewerbe¬
steuer betr . (nicht gedr. Antr . O .-Z. 161 von 1923/24),

Berichterstatter Abg . Wittemann ;2. den Gesetzentwurf über die staatliche Verbürgung von
Hypotheken zur Förderung des Baues von Kleinwoh¬
nungen (Drucks . Nr . 29),

Berichterstatter Abg . 'Dr . Glöckner ;3. den Gesetzentwurf über die Beteiligung an Kaligewerk-
schaften in Baden (Drucks . Nr . 31 und Nr. 31a),

Berichterstatter Abg . M a r u m ;
4 . die Denkschrift deS Ministeriums des Innern über die

Entwicklung der Bad . Kraftverkehrsgesellschaft (Drucks .Nr . 28).
Berichterstatter Abg . W i t t e m a n n ;*5 . den Antrag der Abg . Gebhard und Gen ., Hagelver¬

sicherung betr . (nichtgedruckter Antrag O .-Z . 38 ),
Berichterstatter Abg . We i h h a u p t ;*6. den Antrag der Abg . Dr . Schäfer und Gen . auf Ge¬

setzentwurf über die Abänderung des Gesetzes vom 30.
Juli 1924 über Bürgschaften des Landes Baden für
Darlehen an landwirtschaftliche Organisationen , an Ein¬
kaufsgenossenschaftendes Handwerks und des Handels,
sowie an Verbrauchergenossenschaften (Konsumvereine),
(Drucks . Nr . 26).

Berichterstatter Abg. Warum ;*7. den Antrag der Abg . Gebhard und Gen ., Kreditge¬
währung an die bad. Landwirtschaft betr . (Drucks .Nr . 30),

Berichterstatter Abg .

'**8. die Mitteilung deS Staatsministeriums vonr 21 . Novem¬ber 1924 Nr . 18110 , die Abhör der Rechtumg des Rech-
nungshofs für 1923,

Berichterstatter Abg . Freidhof ;
* *9. das Verzeichnis der in der Zeit zwischen der letztenSitzung des Landtags 1923/24 (8. August) und dem Zu¬sammentritt deS Landtags 1924/25 (7 . November) er¬teilten Administrativkredite (Drucks . Nr . 29) ,

Berichterstatter Abg. Wittemann .
II . Begründung und Beantwortung der Förmlichen Anfragen der Abgeordneten

** 1 . K l a i b e r und Gen ., den Handelsvertrag mit Spa¬nien betr . (nichtgedruckte Anfrage O.-Z . 29),
2. Weber und Gen ., die Wiederaufnahme des Zinfen -und Schuldendienstes der bad. Eisenbahnschuldverschrei¬bungen betr . (nicht gedruckte Anfrage O . -Z . 34),*<t3. Maier - Heidelberg und Gen ., Ausgleich zwischen Le¬

bensmittelpreisen und Löhnen und Gehältern betr . (nichtgedruckte Anfrage O .-Z . 27) . ^
**4 . Weitztzaupt und Gen . , die Einfuhr von Zuchtvieh,insbesondere Zuchtfarren aus der Schweiz betr . (DrucksNr . 18), '

Martin und Gen . , das KindererholungKheim bezw .den Truppenübungsplatz Heuberg betr . (Drucks . Nr . 131
und damit in Verbindung :

mündlicher Bericht des Haushaltsausschusses und Beratung über die Anträge der Abgeordneten
a) Dr . Mattes und Gen . , die Zuführung , des ehe¬maligen Truppenübungsplatzes Heuberg seiner frühe¬ren Zweckbestimmung betr . (nicht gedruckter AntragO . -Z. 38) .
b) M a r t i n und Gen . , die Wiederzuteilung des ehe¬maligen Truppenübungsplatzes Heuberg zum Lan -

desfinanzamt Karlsruhe betr . (nicht gedruckter AntragO..Z. 36).
Berichterstatter Abg . . .

Von der Tagesordnung abgesetzt . ** Kam nicht mehr zur Behandlung .



275 Badischer Landtag . — 7. Sitzung . Dienstag , 20 . Januar 1025 . ”76

Inhaltsverzeichnis :
Siehe Schluß des Berichts Sp . 323/24.

Am Regierungstisch : Staatspräsident Minister des
Kultus und Unterrichts Dr . Hellvach , Minister de? Innern
Remmele, Justizminister Trunk . Finanzminister Dt . Köhler,
die Ministerialräte Frech , Dr . Mühe und Dr . Steinbrenner
und Oberbergrat Naumann .

Präsident Dr . Baumgartner eröffnet die Sitzung nach
9^4 Uhr mit folgender

Ansprache :
Meine sehr verehrten Kollegen und Kolleginnen !
Wir haben heute die erste Plenarsitzung im neuen Jahre .

Ich begrüße Sie alle aufs herzlichste mit den besten Wünschen
für Ihr eigenes Wohlergehen und das Ihrer Angehörigen,
zugleich aber auch mit der zukunftsfrohen Hoffnung und mit
zukunftshoff nden Wünschen für unser ganzes deutsches Volk
und Vaterland , für unsere engere badische Heimat , unser '

eigenes barsches Staatswesen , dessen Fürsorge uns anvertraut
ist.

Zuförderst aber , und ich bitte . Sie , zu diesem
Zwecke sich von den Sitzen zu erheben, (sämtliche Abge¬
ordnete erheben sich ) , gedenken wir vor allem der un¬
glücklichen Opfer der Eisenbahnkatastrophe in Herne, bei der
so viele deutsche Menschenleben vernichtet worden sind . Wir,
der Badische Landtag, und damit das ganze badische Volk . neh.
men alle herzlichsten Anteil an dem schweren Leid , das die
Angehörigen getroffen hat. Ich bin Ihrer Zustimmung sicher
— und Sie haben sich zu diesem Zweck von den Sitzen erhoben
— wenn ich namens des badischen Volkes dieses Beileid und
diese herzliche Anteilnahme den Angehörigen, ebenso unserem
preußischen Bruderstaat , auSspreche .

Ich darf aber daran die ernste Erwartung knüpfen, daß der
Abbau im Eisenbahnbeamtenkörper nicht dazu führen möge ,
daß etwa darunter die Betriebssicherheit leiden möchte (Leb¬
hafte Zustimmung auf allen Seiten des Hauses ) . Die ernste
Sorge geht nach dieser Richtung hin durch das ganze deutsche
Volk und ich glaube, es ist auch heute für uns Anlaß gegeben ,
als ehemaliges Eifenbahnland , daß wir dieser Erwartung hier
ganz ernsten Ausdruck geben. Ich bin Ihrer Zustimmung wohl
sicher, wenn ich dem hier Ausdruck gegeben habe. Ich danke
Ihnen (Lebhafte Zustimmung ).

Zu einer Erklärung erhält das Wort

Staatspräsident Dr . H e l l p a ch :
Eine neue herbe Prüfung ist dem Volk am Rhein und da¬

mit unserem ganzen Reiche auferlegt worden. Die sogenannte
Kölner Zone, welche vertragsgemäß am 10. Januar dieses
Jahres auf die Räumung von den Besatzungstruppen zu rech¬
nen hatte, soll nach einer notifizierten Mitteilung der alliier¬
ten Mächte vorläufig weiter besetzt und damit den schweren
wirtschaftlichen Beeinträchtigungen , dem harten politischen und
dem vielleicht noch härteren seelischen Druck fremder militä¬
rischer Okkupation überantwortet bleiben.

Die Badische Staatsregierung empfindet das Bedürfnis ,
vor diesem Hohen Hause zwei Empfindungen Ausdruck zu ge¬
ben : Der herzlichen Anteilnahme an dem bedrückenden Schick¬
sal, daß unseren rheinischen Volksgenossen auferlegt bleibt ; und
der tiefen Sorge darüber , daß nun aufs Neue eine Atmo¬
sphäre der Sanktionen die außenpolitischen Wechselbeziehungen
der europäischen Nationen zu lähmen droht.

Darum legen wir gegen das , was an Köln geschehen ist,
auch von dieser Stelle auS feierliche Verwahrung ein.

Präsident Dt . Baumgartner :

Ich darf wohl annehmen , daß Sie alle sich dem Protest der
Badischen Regierung von ganzem Herzen anschlietzen und daß
wir gleichzeitig unsere Grüße hinübersenden in die Lande am
Rhein und an der Ruhr und unseren Brüdern dort danken
für die unentwegte Treue zum einigen deutschen Vaterland
(lebhafte Zustimmung ).

Weiter gibt der Präsident bekannt, daß er eine Um -
stellung der Tagesordnung vorgenommen habe.
Punkt 3 wird an erster Stelle behandelt werden, da der
Berichterstatter nachher verhindert ist, seinen Bericht vorzuneh¬
men . Sodann ist Ziffer I 6 der Tagesordnung abgesetzt ,
weil zuvor noch eine Erklärung der Regierung über die Aus¬
wirkung der gestellten Anträge zur Hagelversicherung abge¬
wartet werden soll.

Ferner gibt der Präsident bekannt, daß Ziffer 16 und 7
gegenstandslos werden, da von seiten der Regierung eine Ge¬
setzesvorlage in Bälde zu erwarten ist, die über den gestellten
Jnitiativgesetzesantrag der Zentrumspartei und über den An¬
trag Gebhard und Genosien, Kreditgewährung an die Land¬
wirtschaft betr . hinausgeht . Ziffer 18 und 9 sind im Ausschuß
noch nicht erledigt, kommen deshalb heute nicht mehr zur Be¬
handlung .

Nunmehr nimmt der Präsident die

Anzeige neuer Eingänge
vor und führt die Entscheidung über deren geschäftliche Be¬
handlung herbei:

I . Berhinderungsanzeigen :
der Abgeordneten Bock , Dr . S ch o f e r , Dr . Schmitt -
KarlSruhe , Seubert , Stock . Freudenberg . Dr . Her¬
furth , Friede ! , Frgu BeyerIe , Frau Dr . Ber¬
ns h s , Hartmann , HügIe , Ziegelmaier - Ober-
kirch
wegen Krankheit und sonstiger Inanspruchnahme .

Im Namen und mit Zustimmung des Hauses wünscht der
Präsident den zum Teil schwer erkrankten Kollegen reckt bal¬
dige Genesung.

II . - R e gierungSmitteilungen :
1 . Gesetzentwurf über die Regelung des Staatshaushalts

für die Jahre 1924 und 1925 — vorgelegt von dem
Herrn Finanzminister — (Drucks . Nr , 27 ) ; steht auf
der heutigen Tagesordnung .

2. Gesetzentwurf über die staatliche Verbürgung von Hvpo -
thekcn zur Förderung des Baues von Kleinwohnungen
— vorgclegt vom Herrn Finanzminister — (Drucks .
Nr . 29) ; wird ebenfalls heute behandelt.

3. Gesetzentwurf über die Beteiligung an Kaligewerkschaf¬
ten in Baden — vorgelegt vom Herrn Finanz -
mmister — (Drucks. Nr . 31 ) ; steht ebenfalls auf der
Tagesordnung .

4 . Denkschrift über die Entwicklung der Badischen Kraft«
Verkehrsgesellschaft — vorgelegt vom Herrn Minister
des Innern — (Drucks . Nr . 28) ; steht ebenfalls auf
der heutigen Tagesordnung .

5. Mitteilung des Herrn Ministers des Innern in Verfolg
des Beschlusses des Landtags in seiner zweiten Sitzung
vom 7 . November 1924 zu dem Antrag der Abg . H a r t -
mann und Gen . , die Erhöhung der Erwerbslosenunter¬
stützung betr . (nicht gedr. Antr . O .-Z . 4 ) folgenden

l Wortlauts :
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Der Minister des Innern . rrlsruhe , den 19. Dez. 24.

Nr . 110 795 . .
ErtÄerbslosenfürsorge (Erhöhung der
Unterstützung, Befreiung der Kurz¬
arbeiter von der Beitragspflicht ).

Auf die vom Badischen Landtag in seiner 2. Sitzung vom7. November 1924 zu dem Antrag der Abgeordneten Härt¬
mann und Gen . , die Erhöhung der Erwerbslosenunter¬
stützung betreffend, angenommene Entschliehung hat der
Herr Reichsarheitsminister mit Schreiben vom 3. Dezember1924 IV 11 059/24 nachstehende Antwort erteilt :

„1 . Die Erwerbslosenunterstützung soll, wie Sie wissen ,
demnächst erhöht werden. Eine Steigerung um minde¬
stens 50 vom Hundert kommt allerdings nicht in Be¬
tracht. Die Erhöhung wird vielmehr entsprechend denin der letzten Zeit bewilligten Lohnaufbesserungen der
Beamten , Angestellten und Arbeiter ungefähr 10 bis 15
vom Hundert betragen köstnen .

!• 2. Die Frage, ob die Kurzarbeiter von der Beitragspflichtt ■ zur Erwerbslosenfürsorge befreit werden können, ist inI ' ' meinem Ministerium bereits mehrfach Gegenstand von
; •

Erwägungen gewesen . Der Gedanke ist aber immer
ife nicht ^ . ner verfolgt , weil die Befreiung für die mit der
V| ;. Einziehung der Beiträge betrauten Krankenkaffen un -A , verhältnismäßig große technische Schwierigkeiten in Ge-

folge haben würde. Ich bedauere deshalb, der Ent -K schließung des Badischen Landtags in dieser Hinsichtnicht Nachkommen zu können.
"

| Ich» bemerke zu Ziffer 1 , daß mit Wirkung vom 15. De-4 Zember 1924 eine Erhöhung der Erwerbslosenunterstützung
je
* von 10—15 Prozent eingetreten ist. bezüglich zu Ziffer 2# trete ich der Auffassung des Herrn ReichsarbeitsministersE bei. .

^
gez . Remmele .

Die Vorlagen werden unter den jeweils hier dem Betreffbeigefügten Nummern gedruckt und verteilt .
6. Mitteilung des Staatsministeriums in Verfolg des Be¬

schlusses des Landtags in feiner 44 . Sitzung vom 8 . Au¬
gust 1924 zu dem Antrag der Abg . Or . Glöckner undGen., Statistik der Grund - und Gewerbesteuer betr.nicht gedr. Antr . O .-Z . 161 von 1923/24).

Die Angelegenheit steht als besonderer Gegenstand alsPunkt I I d auf der heutigen Tagesordnung . .
7. Bereiterklärungen zur Beantwortung von■ - Förmlichen Anfragen :

a ) des Herrn Ministers des Innern bezügl. der Förml .Anfrage der Abg . Martin u . Gen ., das Kinder¬
erholungsheim bzw . den Truppenübungsplatz Heubergbetr . (Drucks . Nr . 13),

b ) des Herrn Ministers des Jnneyn bezügl. der Förml .-i Anfr . der Abg . Engelhardt u . Gen ., die Ein -. fuhr von Zuchtvieh , insbes . Zuchtfarren , aus ders Schweiz betr . ^Drucks . Nr . 18),
f c ) des Herrn Ministers des Kultus und Unterrichts
) bezügl . der Förml . Anfr . der Abg . Hofheinz u.s ■> Gen . , die Not der Schulkandidaten betr ., Ziffer 3} ' (die Beantwortung von Ziffer 1 und 2 kann erst nach( Abschluß der Erhebungen erfolgen ) — nicht gedr .f Anfr . O .-Z. 23 —.V
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III . Eingänge aus der Mitte des Hanfes :

a) Anträge der Abgeordneten :
1 . Or . Schofer und Gen . auf . Gesetzentwurf über

die Abänderung des Gesetzes vom 80 . Juli 1924 über
Bürgschaften des Landes Baden für Darlehen an land¬
wirtschaftliche Organisationen , an Einkaufsgenossenschaftendes Handwerks und des Handels sowie an Verbraucher¬
genossenschaften (Konsumvereine) (Trucks. Nr . 26 ) .

2. Gebhard und Gen . , Kreditgewährung an die ba¬
dische Landwirtschaft betr . (Drucks . Nr . 30).

Die beiden Anträge (als Drucksachen Nr . 26 und Nr . 30
gedruckt und verteilt ) stehen auf der Tagesordnung , werden
aber auf Vorschlag des Prästdenten mit Zustimmung des
.Hauses von der Tagesordnung abgesetzt , da von seiten der
Regierung eine Äesetzesvorlage darüber in Bälde vorgelegtwerden wird.

Sie sind gemäß § 31 der Geschäftsordnung zur Vorbera¬
tung an den Haushaltsausschuß überwiesen .

3. Schön und Gen ., Notstandskredite für das badische
Handwerk aus Staatsmitteln betr . (Drucks . Nr . 32).

4. Rüger und Gen ., den Nachlaß der Steuer in den
Steuernotgebieten betr . (Drucks. Nr . 33) .

5. Rüger und Gen ., Änderung de§ Gesetzes übereine außerordentliche Steuer von bebauten Grundstücken
Gebäudesonderfteuergesetz — vom 2. Juli 1924

(Drucks . Nr . 34).
6. Marum und Gen ., Änderung des Gebäudesonder-

steuergesetzes betr. (Drucks . Nr . 36) .
Die Anträge Ziffer 3 bis 6 sind ebenfalls dem Haushalts -

auSschuß überwiesen.
Sie werden unter den hier jeweils dem Betreff beigefügtenNummern vervielfältigt und verteilt werden.

b) Förmliche Anfrage » der Abgeordneten :
1. Schmidt - Breiten u .Gen ., Verbot des »Süddeut¬

schen Volksblattes" und Verbot der Verbreitung des
»Karlsruher Volksblatts" im Bezirk Breiten betr . (Drucks.Nr . 25).

2. Wilser u . Gen ., den Ausbau der Murgtalbahn
zwischen Raumünzach und Klosterreichenbach betr . (Drucks .Nr. 35).

Die verlesenen Förmlichen Anfragen — zu vervielfältigenund zu verteilen unter den dem Betreff beigefügten Num¬mern — gehen an die Regierung zur Erklärung über den
Zeitpunkt der Beantwortung

j* ■
IV . Gesuche :
1 . des Jnteressentenausschuffes für den Bahnbau Titisee«St . Blasien, den Bau dieser Bahn betr .,
2. der Stadtgemeinde St . Blasien im gleichen Betreff ,3. des GemeinderatS Bad Dürrheim um Abänderung des

8 57 des Grund - und Gewerbesteuergesetzes,4. des Landesverbands reisender Gewerbetreibender Ba¬dens, die Besteuerung des Wandergewerbes betr .,5. des Gemeinderats Singen a . H. , den Ausbau der Real¬
schule Singen zu einer Oberrealschule betr .,6 . des Bürgermeisteramts Eppingen , die Errichtung einer
7 . Klasse an der Realschule Eppwgen betr .,7 . der Gemeinderäte Rutzheim und Liedolsheim, Amt
Karlsruhe , um Staatszuschuß zur Errichtung eine?
Kraftpostverkehrs zwischen Rußheim , Liedolsheim und
Graben betr ..

*
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8. des deutschen Beamtenbundes , die Beamtenbesoldung
betr .,

g. des Bad . Notarvereins , die Aufrechterhaltung der
Stellen in Gruppe XII für die badischen Notar , betr .,

10. des Verbands bad . Gewerbeschulmänner , die Ein¬
stufung in die Besoldungsordnung und die Amtsbezeich¬
nung der Gewerbelehrer betr .,

11 . desselben Verbands , die Schaffung neuer planmäßiger
Gewerbelehrerstellen betr .

12. des fr . Vorsitzenden des Erwerbslosenausschuffes des
Amtsbezirks Lahr äD. Gebhardt in Lahr. Verschlep¬
pung der Erwerbslosengelder durch das Arbeitsamt
Lahr,

13. des K. Gebhardt in Lahr . Beihilfe für abgefundene
Kriegsbeschädigte betr .,

14 . des Landesvereins zuruhegesetzter Beamten und Hinter¬
bliebenen in Karlsruhe , die Höhereinstufung des Eisen¬
bahninspektors a. D . Hermann Lauer in Karlsruhe in
die Besoldungsordnung betr .,

15. des Zolloberwachtmeisters a . D. F . Kaiser in Pforz¬
heim um Einreihung in Gruppe V der Besoldungs¬
ordnung,

16. des Eisenbahnobersekretärs H. Wolf in Karlsruhe um
Beförderung zum Eisenbahninspektor,

17. des W . Metzger in Bofsheim , Amt Adelsheim, Um Bau¬
beihilfe,

18. deS früheren Hauptlehrers R . Franz in Altsimonswald,
jetzt Stuttgart , um Zuweisung einer Tauschwohnung,

IO. des Zolleinnehmers a . D . I . Kraft in Bottrop L W .
um Zuteilung einer Wohnung,

20. des K- Kornmeyer in Steinach um Ermäßigung der
Staats - und Landessteuern , ,

21 . des kriegsbeschädigten Posthelfers K. HaaS in Langen¬
brücken um Beschäftigung in Langenbrücken,

22. des Landwirts I . Echle in Biberach um Rechtshilfe,
23. des Landwirts H. Weizenecker in Dundenheim um

Rechtshilfe.
24. deS I . Muri aus Bremgarten , zurzeit im Landes¬

gefängnis Bruchsal, um Rechtshilfe,
28. des Gerichtsverwalters F . Frank in Freiburg um Rechts¬

hilfe (2. Nachtrag),
26. des H . Rümmele in Freiburg , Löschung einer Hypothek ,

hier Ersatzanspruch gegen den badischen Fiskus betr.
27 . des G. Schmidt in Huchenfeld namens der Vertreter

der Gemxindekollegien von 17 Gemeinden des Amts¬
bezirks Pforzheim , Änderung der Gemeindeordnung und
des Besoldungsgesetzes betr.»

28. der Oberrheinischen Gruppe des deutschen Bundes der
Vereine für naturgem . Lebens- und Heilweise e . V .,
Sitz Kaiserslautern , sowie der Ortsgruppen Baden-
Baden. Engen , Karlsruhe , Malsch , Mosbach, Radolfzell,
Singen a . H . Handhabung des Rerchsimpfgesetzes betr.

29. des Verbands der Gärtner und Gärtnereibesitzer , Ab¬
änderung des bad. Landwirtschaftskammergesetzes betr.,

30. der Gemeinde Präg , die Vereinigung der Ortsgemeinde
Herrenschwand mit der Gemeinde Präg ,

31. des Verbands bad. Fürsorgerinnen , Landesgruppe Ba¬
den , Verwaltungsexamen für staatlich geprüfte Sozial¬
beamtinnen betr.,

32. der Mitglieder des VerwaltungsrotS und Ausschusses
der Fürsorgekaffe für Gemeinde« und Körperschafts¬
beamte, Höherstufung deS Vorsitzenden des VerwaltungS -
rats b-*r .

Geschäftliche Behandlung :
Auf Vorschlag des Präsidenten werden die Gesuche unter 1

Ziffer 1 bis 11 dem HaushaHtsausschuß , diejenigen j
unter Ziffer 12 bis 26 dem Ausschuß für Gesuche z
und Beschwerden , die unter Ziffer 27 bis 32 dem Ä
Ausschuß für Rechtspflege und Verwaltung «
zur Vorberatung überwiesen . j

V. Sonstiges : 1
1 . Einladung der Handelskammer für die Kreise Karls - |

ruhe und Baden zu dem am Donnerstag , dem 22. d.
nachm . S Uhx im großen Sitzungssaale der Handels - f
kammer Karlsruhe , Karlstraße 10, stattfrndenden Vor- 1
trag von Professor W. Spannhake von der Technischen I
Hochschule Karlsruhe über „Der Flettner -Rotor im j
Rahmen moderner Luft - und Wafferkraftwirtschaft". ]

Die Einladung wird verdankt. !
2 . Entschließung der am 7 . Januar in Darmstadt statt - ]

gehabten Deutschen Rektorenkonferenz, die Kriegsschuld- ]
frage betr . — mitgeteilt vom Vorsitzenden —

Dient zur Kenntnis . 1

Zur Geschäftsordnung erhält das Wort j

Abg . Frau Rigel (Zentr .) :
Es liegt eine von uns eingebrachte Förmliche Anftage vor»

die sich mit der Anstellungsmöglichkeit der stellenlosen Schul-
amtskandidaten beschäftigt . Ich möchte gerne fragen , bis wann
die Regierung etwa bereit wäre , auf diese Anfrage zu antwor¬
ten.

Ferner liegen verschiedene Schulanträge vor : Einmal unser
Antrag , bei welchem es sich um die Errichtung von plan¬
mäßigen Stellen für Volksschullehrer handelt und weiterhin
Anträge , die vom Herrn Kollegen Hofheinz und Gen . gestellt
sind . Ich möchte doch bitten , daß diese dringenden Angelegen¬
heiten und Anträge alsbald hier zur Behandlung gelangen.

Präsident vr . Baumgartner :
Ich nehme an , daß der hier anwesende Herr Vorsitzende

des Haushaltsausschuffes diese Bitte der Abgeordneten Frau
Rigel gehört hat, soweit es sich um Anträge handelt , die (dem tzaushaltsausfchuß schon überwiesen sind. .Die erste
der von der Frau Kollegin Rigel gestellten Fragen wird ja
der Herr Minister des Kultus und Unterrichts ihr beantwor¬
ten können .

Zu einer Erklärung erhalten das Wort :

Minister des Kultus und Unterrichts vr . H e l l p a ch :
Soweit es sich um die Förmliche Anfrage Hofheinz (Abg.

Frau Rigel : Nein, Rigel ! ) , Rigel handelt, wird die Anfrage
vom Unterrichtsminister beantwortet werden, so wie das ganze
Material vorliegt und die Erhebungen abgeschloffen sind , was
in kurzer Frist der Fall sein dürfte (Abg . vr . Glöckner :
An Pfingsten dann , wenn das neue Schuljahr an Ostern an¬
gefangen hat ! — Abg . Frau Rigel : Fast zu spät ! ) .

Abg . v . Mayer - Karlsruhe (D Natl . ) : .
Seit dem 7. November liegt eine Förmliche Anftage , daS

Schluchseewerk betr., vor. Ich möchte wiffen, wann sie beant .
wortet werden wird.

Finanzministcr vr . Köhler :
Die Förmlichen Anfragen der Herren Abg. Wittemann

und Gen. und der Herren v . Mayer und Gen . werden in
den nächsten Tagen beantwortet werden (Abg. v . Mayer -



281 Badischer Landtag . — 7. Sitzung . Dienstag , 20. Januar 1825. 28»

Karlsruhe : Gut !) . Es waren natürlicherweise auf die viele
Anfragen umfassende Interpellationen , Erhebungen und Gut¬
achten notwendig, die zumteil erst in den letzten Tagen ein¬
gekommen sind.

Abg . Wittemann (Zentr .) :
Der Herr Finanzminister hat dankenswerterweise

mir das Wort vorweggenommen.

Weiter gibt der Präsident den im Verlauf der Sitzung
eingekommenen Antrag bekannt:

Der Abg. Klaiber und Fraktion , Antrag zum Ge¬
setzentwurf über die Regelung des Staatshaushalts für
die Jahre 1824 und 1825 (Drucks . Nr. 27)

Dem in Artikel 1 des Gesetzes über die Re¬
gelung des Staatshaushalts für die
Jahre 1824 und 1825 vorgesehenen Absatz 3 wird
als Absatz 4 beigefügt :

Die sich aus der Schlußabrechnung für land¬
wirtschaftliches Grund - und Betriebsvermögen er¬
gebenden Steuerbeträge werden nicht erhoben. So¬
weit ste. bereits entrichtet find, wird der Betrag
auf künftige Landessteuern angerechnet.

Der Antrag wird als Drucksache Nr . 27b gedruckt und
verteilt werden und wird dem Haushaltsausschutz zur Vor-

. beratung überwiesen.

Hierauf wird in die
Tagesordnung

eingetreten .
' Zu Ziffer I 3 der Tagesordnung :
Mündlicher Bericht des Haushaltsausschusses und Be¬

ratung über den Gesetzentwurf über die Beteiligung an
Kaligewerkschaften (Drucks . Nr . 31 und Nr . 31 a)
erhält das Wort

Berichterstatter Abg . Warum (Soz .) :
Namens des Haushaltsausschusses habe ich zu der Druck¬

sache Nr . 31 folgenden auf Nr . 31s niedergeschriebenen Antrag
zu stellen :

»Der Landtag wolle
1 . dem genannten Gesetzentwurf in der Fassung der Re¬

gierungsvorlage die Zustimmung erteilen ,
2 . für die zweite Beratung von der Frist des § 48 der

Verfaffung absehen,
3 . das Gesetz als dringend im Sinne des § 23 Absatz 3

der Verfassung erklären ."

Zur Begründung dieses Antrags will ich lediglich einen
Satz sagen. Der Regicrurigsvorlagc ist eine ausführliche Be¬
gründung beigegeben. Ich mutzte sie lediglich umschreiben,wenn ich sie hier vortragen wollte.

Im Haushaltsausschuß ist der Gesetzentwurf selbst, welcher
fordert, daß weitere 2,8 Millionen RerchSmark für das Kali¬
werk ausgegeben werden können, einer eingehenden Bespre¬
chung unterzogen worden. Zu der schriftlichen Begründung
sind außerdem noch mündliche Erläuterungen Vonseiten des
Herrn Finanzministc .rs gegeben worden. Alle Möglichkeiten
sind erörtert worden. Und es ist der HauShaltsausschutz ein¬
stimmig unter Zustimmung der sämtlichen Parteien und
Gruppen des Hauses dazu gekommen . Ihnen den genannten
Antrag zu empfehlen.

Ich beschränke mich auf diese Bemerkungen . Tenn es ist
bisher schon bei der Beratung über Wirtschaftsgesetze nicht

Übung gewesen im Plenum , nochmals über die Sache zu spre»
chen . Ich nehme dabei an, daß die sämtlichen Mitglieder de?
Hauses über alles, was wissenswert ist, nicht nur im HauS-
haltsauLschutz , sondern auch in ihren Fraktionen Mitteilungen
erhalten haben. Ich empfehle Ihnen den Antrag zur An¬
nahme.

Die allgemeine Beratung wird eröffnet .

Das Wort erhalten

Abg . S ch S n (D . Dem. P .) :
In der Presse ist bei der Ankündigung der GesetzeSvorlageder Regierung — ich weiß nicht mehr, in welcher Zeitung —

die Rede gewesen von einem „hochbedentsapien" Unterneh¬
men für die Landwirtschaft. Und eS hat auch nicht an Stim¬
men solcher gefehlt, dre die Vorlage nur von außen gesehen
haben und die der Meinung waren , daß hier der von manchen
als Nimmersatt angesehenen Landwirtschaft etwas aus allge¬
meinen Mitteln bereitet wird, was man ihr später einmal ins
Debet schreiben muß. Es ist deswegen vielleicht angebracht,
wenn von landwirtschaftlicher Seite zu der Frage , welche Be¬
deutung die Gesetzesvorlage für die badische Landwirtschaftim besonderen hat, einige Worte gesagt werden.

Es ist ohne Zweifel, daß die Errichtung von Schächten in
Baden Vorteile bringt für die badische Landwirtschaft, für
acht Zehntel , kann man ruhig sagen. Denn das Vorhanden«
fern eines Kalischachtes in Baden wird eine raschere Bedie¬
nung der Landwirtschaft gewährleisten , was bei den schmerz ,
hasten Erfahrungen über Wagenmangel in der Eisenbahnver¬
waltung der letzten Jahre ein Vorzug ist, den niemand unter ,
schätzen wird. Dieser Vorteil gilt auch nicht nur für Baden»er gilt auch für Württemberg und Bayern . Es ist weiter
noch zu berücksichtigen, daß das Transportrisiko ein weit ge¬
ringeres sein wird. Wir haben oft nicht genügend gedeckte Wa.
gen, um empfindliche Güter in gedeckten Wagen zu transpor¬tieren. Und eS ist ein großer Unterschied, ob ich eine für
Feuchtigkeit sehr empfängliche Ware wie Kali in offenen Wa-
gen wenige Kilometer transportiere , oder ob ich sie tagelang
auf dem Transport weiß. Es wiÄ> also in Baden und in den
Nachbarstaaten auch eine sicherere Bedienung für die Land¬
wirtschaft Platz greifen ; und darin liegt der nächste und großeVorteil , den wir sehen .

Es ist nun aber in den Kreisen der Landwirte die Meinungverbreitet , daß jetzt das Kali für uns Badener außerordent¬
lich billig werden wird, so billig wie eben am Platz produzierte
Produkte für die nächste Umgebung. Tatsächlich steht auch das
Kaligesetz eine billige Abgabe für sogenannte Landtransportevor. In welchem Umfange diese Landtransporte zugelassen
sind, konnte ich auS den Büchern allein nicht finden . ES
wird vermutlich eine Praxis bestehen , die nach Richtlinien gehtund die auch für die allernächste Umgebung von- BuggingcnPlatz greifen wird. Sie wird aber nicht Platz greifen , sonehme ich an , für Autotransporte irgend einer zusammenge-
schloffcnen Verbraucherschaft des ganzen Landes, sondern
diese werden wahrscheinlich auch unter Fracht -Paritätsbestim¬
mungen stehen (Zuruf beim Landbund : 20 Kilometer ! ). Das
ist hauptsächlich , was mir Schmerzen macht, die Parität (Er¬neuter : Zuruf beim Landbund : 20 Kilometer ! ). Ja die
Frachtbasis, die heute noch besteht , bringt Paritätsschmerzen !Es sind nicht die gewöhnlichen Paritätsschmerzen , die sonstin politischen Parlamenten verhandelt werden, die auf einem
ganz anderen Gebiet liegen, wesentlich idealerer und staats¬
politischer Natur sind . Hier handelt es sich um Schmerzen über
Pfennige und Mark.
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Dazu muß ich etwas über die Parität ausholen für die¬
jenigen Mitglieder , die nicht in dem Düngermittelgeschäft so
drinstecken , um dem ohne weiteres folgen zu können. In den
Vorverhandlungen ist uns seinerzeit mitgeteilt worden, daß
die gegenwärtig bestehende Frachtbasis — das ist Salzungen
bei Eisenach — noch Jahre lang aufrecht erhalten werden mutz ,
trotzdem die Förderung in Buggingen begonnen hat. Die
Frachtparität ist nun eine sehr gute Einrichtung im Augen¬
blick. Sie dient dazu, einen Ausgleich zu schaffen , weil die ver¬
schiedenen Schächte auf verschiedene Reichsgebiete verteilt sind .
Und da werden die einzelnen Bedarfsgebiete einem Versor¬
gungsgebiet zugewiesen, und in diesem Versorgungsgebiet wird
eine Basis für die Fracht bestimmt ; und jeder Bezug aus
diesem Versorgungsgebiet hat eine einheitliche Fracht , einheit.
lich insofern , ass von einem bestimmten Punkte gerechnet wird .
Die Fracht löst der Käufer ein. Er wird aber belastet c^>er
erkannt , je nachdem sein Verbraucherort näher bei oder wei¬
ter von dem Orte liegt, von dem aus er tatsächlich seine Ware
bekommt . Die Frachtbasis Salzungen wirkt sich bei uns in
der Weise aus , daß, wenn man von einem näher gelegenen
Ort , als die Kilometerentfernung von Salzungen beträgt ,
Kali nach Baden hereinbekommt, der Empfänger noch einmal
die Differenz auf seine Rechnung hinzugeschlagen erhält , wäh¬
rend, wenn man von einem Orte , der weiter weg liegt als
Salzungen - Kali bekommt , der Empfänge », der die höhere
Fracht schon ausgelöst hat . diese Differenz der höheren Fracht
auf seine Rechnung wieder gutgeschrieben erhält . Diese Art
der Frachtenausgleichung ist nötig in einem Gebiete, wo von
einer Frachtbasis aus geliefert wird , wo sehr verschiedene
Schächte und kilometrisch verschieden entfernt gelegene Schächte
sich in die Bedienung teilen muffen. Es kommt ja auch v -w,
daß infolge von innerpolitischen Unruhen , von Wagenmangel ,
von Produktionsschwierigkeiten ein Versorgungsgebiet die Kali¬
lieferung gar nicht ausführt , sondern ein ganz anderes Ver-
i
'orgungsgebiet ; dann bleibt für unS in Baden trotzdem die
Parität Salzungen . Insofern ist also die Parität erne ganz
scgenSvolle Einrichtung.

Nun wird, wenn wir in Buggingen anfangen zu produzieren,
die Parität Salzungen noch Jahre lang bleiben. Die Gründe
dafür sind ja ersichtlich. Es ist in die Anlage ein riesiges Ka¬
pital investiert, an den Werten konnte .noch nichts oder noch
nicht piel abgeschrieben werden. Man wird also bemüht sein ,
aus der Produktion dieser hochwertigen Kalisalze und derjeni¬
gen , die durch Fabrikation noch hochwertiger gemacht sind, so
viel als möglich herauszuholen , und wird uns in Baden erst
nach Jahren eine Parität einräumen . (Auf einen Zuruf : ) Ja ,
wir wollen einmal sehen ; man will uns erst einräumen ,
nicht : man wird . (Auf einen Zuruf vom Landbund : ) Ja ,
das ist vertraglich feftgelegt (Zuruf : Wo ? ) . In den Abreden.
DaS ist im Haushaltsausschuß bei einer der letzten Vorlagen in
' » einer Gegenwart besprochen und behandelt worden (Abg .
Narum : Nicht richtig! ), und ich habe mich dagegen gewehrt.
Wenn es nicht richtig ist. soll eS mich außerordentlich freuen .
^!ch glaube, eS ist hier volle Aufklärung nötig ; im HauShalts -
' usschuß ist daS nicht behandelt worden.

Nun ist die Situation folgende: In dem Augenblicke , wo
Ue Produktion in Buggingen beginnt , wird bei der Parität
Salzungen ein Zustand entstehen, der für unsere Landwirt¬
schaft. die in der Nähe des Produktionsortes liegt, unerträg¬
lich wird . Ein Landwirt , sagen wir einmal, in der Gegend
von Lörrach , oder eine Genoffenschaft in Haltingcn bezieht
Kali von Buggingen , die Entfernung ' von Buggingen nach
Lörrach und nach Haltingen ist eine relativ kurze , und wenn
der Betreffende die Fracht einlöst, freut er sich, daß er infolge
der segensvollen Einrichtung in Buggingen billige Fracht für

sein Kali gehabt hat. Wie die Sache sich für ihn auswirkt ,
merkt er aber erst , wenn er die Rechnung bekommt: dann
wird die Differenz zwischen der Fracht Buggingen—Haltingen
und Salzungen —Haltingen auf seiner Rechnung erscheinen .
Da der Bezug von Kali , soweit mir die Statistik der Ver¬
bände zugänglich ist, in Baden doch recht beträchtlich ist, fühle
ich mich daher verpflichtet, darauf hinzuweisen, daß wir in

Landwirtschaft den dringenden Wunsch haben, daß es der
Regierung gelingen möge , durch Verhandlungen mit dem Ver¬
tragsgegner zu erreichen, daß in dem Augenblick , wo die
Förderung beginnt, die Frachtbasis Buggingen für uns ge.
wählt wird.

Die Verhältnisse unseres Landes , die ja auch sonst immer
eine Besonderheit dadurch darbieten , sind allerdings so, daß
der lange Bendel des Landes im Norden beinahe in die Fracht¬
basis Salzungen heranreicht, und derjenige im Süden schon
wieder südwärts der Frachtbasis Buggingen gelegen ist. Es
müßte deswegen s. Zt . eine Grenze für das Versorgungs¬
gebiet Baden geschaffen werden. Di« Grenze liegt genau bei
Dallau hinter Mosbach. Während Weinheim noch nach
Buggingen tendiert , tendiert alles , was nördlich von Dallau
liegt, bereits nach Salzungen . Nach meinem Dafürhalten
könnte bei einer Lösung der odenwäldischen Landwirtschaft
nicht zugemutet werden- daß sie dem Versorgungsgebiet , dem
Schacht Buggingen zugeschlagen wird, sondern alles , was
nordwärts Mosbach gelegen ist . müßte noch bei der Fracht¬
parität Salzungen seine Versorgung finden dürfen , wäh¬
rend das südwärts gelegene Baden zur Frachtparität oder
zur Frachtbasis Buggingen zu kommen hätte.

Das Verlangen der Landwirtschaft nach einer neuen Fracht¬
basis ist auch deswegen begründet, weil wir früher eine gün¬
stigere Frachtbasts hatten , nämlich Mühlhausen . Die deutsche
und die fianzösische Kaliindustrie haben sich, wie Sie in den
letzten Tagen aus den Zeitungen gesehen haben, auch dar¬
über schlüssig werden können und sind einig geworden, wie
man die Tschecho-Slowakei gemernsam bedient, damit man
auf seine Rechnung kommt . Ich meine, es ist nicht mehr als
recht und billig, daß die badische Landwirtschaft, die fiühcr
die Frachtbasis Mühlhausen hatte , die durch den Krieg ver¬
loren geangen ist. diesen Verlust nicht zu tragen hat , sondern
daß man sich zeitig schlüssig wird wegen der Schaffung einer
Frachtbasis, die in Südbaden , in der nächsten Nähe von Bug¬
gingen, liegt — wenn man nicht Buggingen selbst wählen
will —, damit Unstimmigkeiten, die sonst für größere Teile
der Landwirtschaft daraus erwachsen , vermieden werden.

Was in der Vorlage gesagt ist bezüglich des hochprozentigen
Düngersalzes , das wird von der Landwirtschaft nur begrüßt.
Die Statistik meiner Organisation beweist , daß die Kalidün¬
gersalze mit hochprozentigem Gehalt weitaus überwiegen , daß
also die Landwirtschaft Verständnis dafür hat, daß man nieder¬
prozentige Kalisalze, wie sie noch bezogen werden , bester nicht
bezieht , weil der Wert nicht im Verhältnis zur Fracht steht
(Sehr richtig ! ) . Und aus . dem Grunde begrüßen wir es,
daß in die Vorlage die Fabrikation ebenfalls bereits ausge¬
nommen worden ist, wodurch der Prozeß in der Landwirt¬
schaft, nur hochprozensige Kalisalze zu nehmen, gefördert
wird.

Finanzminister vr . Köhler :
Zu den Ausführungen des Herrn Abg . Schön nur zwei

kurze Bemerkungen in sachlicher Beziehung !
Nach den Vorschriften zur Durchführung des Gesetzes über

die Regelung der Kaliwirtschaft trifft die Bestimmungen über
Frachtenberechnung und Frachtenausgleich für inländische

I Empfänger der Reichskalirat — also nicht der Gewerkschaft
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Krügershall , den Oberschlesischen Kvkswerken und dem Badi¬
schen Staat , sondern dem Reichskalirat ist die Bestimmungüber die Frachtbasis Vorbehalten.

Was den Landabsatz anlangt , so darf ich auf den 8 8 des
Verkaufsvertrages des Kalishndikats Hinweisen , in dem esheißt, daß Rohsalze, die unter Ausschluß anderer Beförde¬rungsmittel durch Fuhrwerk zur landwirtschaftlichen Ver¬brauchsstelle befördert werden, dieser besonderen Preisfestset¬zung unterliegen (Zuruf des AbA. Schön ) . Es ist also keine
kilometrische Abgrenzung, sondern das Kriterium ist »Beför¬derung durch Fuhrwerk zur landwirtschaftlichen Verbrauchs¬stele" oder, wie es in der Prais ausgeführt wird „unmit¬telbar zur landwirtschaftlichen Verbrauchsstelle"

, also nichtder Gang über die Lagerhäuser .
Weiter möchte ich mich mit den Ausführungen des HerrnAbg. Schön in der gegenwärtigen Situation aus bestimmtenGründen nicht beschäftigen .

Abg. Gäßler (Komm. P .) :
Wir stimmen der Vorlage zu? jedoch müssen wir die Re¬gierung auf folgendes aufmerksam machen : Das Kalisyndikatwill die Produftion nur soweit erhöhen, damit es die hohenPreise erhalten kann. Wir möchten daher die Regierung dar¬auf aufmerksam machen , ihren ganzen Einfluß dahin geltendzu machen , daß eine stärkere Förderung stattfindet , damitder Preis des Kali heruntergesetzt werden kann. Eine solcheHerabsetzung des Kalipreises würde gerade in der kleinen undmittleren Landwirtschaft, die sich heute in sehr schwerer Lagebefindet, begrüßt werden, und wir glauben auch , daß die Re.gierung ihren Einfluß in dem Sinne geltend machen kann.
Abg . Rüger (Zentr .) :

Ich möchte nicht zur Sache selbst sprechen , sondern nursine mehr geschäftsordnungsmäßige Anregung geben.Der Berichterstatter , der Herr Kollege M a r u m, hat indem Haushaltsausschuß einen außerordentlich eingehenden,ich möchte sagen meisterhaften Vortrag und Bericht gegeben,einen Bericht, wie ihn vielleicht keiner ihm so rasch nach ma¬chen wird. Sein Bericht war nicht nur eine Umschreibungdessen, was in der Begründung steht, sondern sein Bericht^enthielt auch Ausführuirgen wirtschaftlicher Art , die für unssehr lehrreich waren , und denen wir alle mit großem Interessezugehört haben. Ich hätte es daher begrüßt , wenn der HerrMerichterstatter heute seinen Bericht in ähnlicher Weise er-2 stattet hätte ; denn der Berichterstatter mutz doch daran den¬ken, wenn er auf die gedruckte Begründung verweist, daßwohl w i r die Begründung zur Hand haben, daß aber drau¬ßen unser Volk diese Begründung im großen ganzen nichtkennt . Es stehen die Drucksachen nicht überall zur Verfü¬gung. Unser Volk hat aber ein Interesse daran , zu erfahren ,welche Erörterungen für uns maßgebend waren , und welchenGedanken wir , hier Raum gegeben haben . Ich hätte es be-grützt , wenn der Herr Abg. M a r u m seine Stellungnahmeim Haushaltsausschuß und seinen Bericht in ähnlicher Weiseauch hier wieder gegeben hätte.
Weitere Wortmeldungen liegen nicht vor.

\ Die allgemeine Beratung wird geschlossen.
i Das Schlußwort erhält
t Berichterstatter Abg . Mar um (Sozdem .) :
| s?ch möchte zwei Bemerkungen machen , zunächst die eine : Ichf hübe mich außerordentlich gefreut, daß gerade der Herr Kol¬

lege Rüger mir diese Anerkennung gezollt hat (Abg . Rü¬ger : Das war nur berechtigt) . Die Anerkennung aus seinemMunde ist mir doppelt wertvoll (Heiterkeit).
Ich habe im Haushaltsausschuß ausführlich über diese Dingegesprochen und hier nicht , weil ich der Auffasiung gewesen bin,daß hier im Plenum überhaupt keine Debatte über dieseDinge stattfindet. Ich habe angenommen , daß die Mitgliederdes Haushaltsausschusses, die meinen Vortrag gehört haben,in den Fraktionen darüber berichten (Zuruf des Abg. Fi¬scher -Meißenheim) . Ich habe deswegen hier nicht ausführlichberichtet, weil nmn natürlich ln dem, was ich ,m Haushalts¬ausschuß ausgeführt habe, hier keine Trennung durchführenkann, und sehr vieles von dem , was ich dort gesagt habe, weil' es gerade wirtschaftlicher und geschäftlicher Natur ist, sich nichtzu einer Erörterung im Plenum eignet.

Aus diesen Gründen muß ich auch sagen, habe ich die Rede,die der Kollege Schön heute hier gehalten hat , außerordentlichbedauert , bedauert insbesondere wegen ihres Inhalts , undich möchte dazu eine Bemerkung machen . Ich glaube , derLandwirtschaft wird ein schlechter Dienst erwiesen, wenn manihr heute sagt oder Aussicht darauf macht, daß sie mit der Er¬öffnung des Kaliwerks in Buggingen oder unbedingt fünfJahre nach der Eröffnung des Kaliwerks in Buggingen eineFrachtbasis in Duggingen bekommt. Ich glaube , das wirdeine Hoffnung sein, die nach meiner Auffasiung noch nicht ver¬wirklicht ist (Abg. Schön : Hört , hört ), und deren Verwirk¬lichung in weiter Ferne steht. Ich habe in früheren Stadiender Vorlage mich schon einmal auf den Standpunkt gestellt,viel vernünftiger — von den Interessen unserer badischenLandwirtschaft aus gesehen —, viel vernünftiger als der Baueines Kaliwerkes in Buggingen wäre es, wenn wir unsereBestrebungen im Reichskalirat darauf konzentrieren würden ,anstelle der verloren gegangenen Frachtbafis Mülhauseneine Frachtbasis Buggingen oder Lörrach zu erhalten . Daswäre an und für sich vernünftig gewesen. Ich weiß aber , wirin Baden sind natürlicherweise im Reichskalirat eine Minder¬heit. und wenn wir jetzt auch infolge der gemeinschaftlichenTätigkeit mit anderen Großfirmen , wie dem Burbachkonzerneine Unterstützung im Reichskalirat haben, so müssen wir dochimmer daran denken , daß wir auch mit dieser Unterstützungnoch eine Minderheit sind. Ich habe im Haushaltsausschußdargestellt, daß der Burbachkonzern zwischen 8—9 Prozent derKalierzeugung konzentriert, und es ist in einem ftüheren Sta¬dium schon darauf hingewiesen worden : Das Bestreben desReichskalirates und der ganzen Kaliindustrie geht nicht da¬hin, die Zahl der Frachtbasen zu vergrößern , sondern im Ge¬genteil dahin, die Zahl der Frachtbasen zu verringern . ZurZeit beträgt sie meines Wissens zwei . Ich glaube nicht, daßsie darüber hinausgeht . Zwei Frachtbasen sind vorhanden ,und es scheint mir sehr zweifelhaft, ob wir in Zukunft eineweitere Frachtbasis bekommen werden.
Aber wenn auch über diese Dinge im Haushaltsausschußin einem früheren Stadium — diesmal ist es nicht geschehen— gesprochen worden ist, so gehören gerade doch diese Dingeund die Verhandlungen zu den Gegenständen , die man imPlenum nicht behandeln kann. Deshalb . Herr Kollege Schön ,hätte ich gewünscht , daß auch hier über diese Dinge nicht ge.sprochen worden wäre . Sie stimmen ja selbst der Vorlage zu.und ich glaube, daß man es dabei hätte sein lassen können.Nur möchte ich dringend davor warnen , sich der Sicherheit hin-zugeben, als oh eine Frachtbasis in Buggingen schon geschaf¬fen wäre oder .unbedingt fünf .Jahre nach der Eröffnung vonBuggingen geschaffen würde.
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In der Einzelberatung , in welcher der Präsident
Überschrift und Einleitung , sowie den einzigen Artikel des
Gesetzentwurfs aufruft , wird daS Wort nicht gewünscht .

Die Einzelberatung wird geschlossen.

Auf daS Schlußwort wird verzichtet.

Bei der hierauf folgenden Abstimmung wird der Antrag
des Haushaltsausschusses nach nochmaliger Verlesung durch
den Präsidenten einstimmig angenommen .

Dem Antrag des Haushaltsausschusses folgend» wird un¬
mittelbar in die

2. Lesung des Gesetzeutwurss über die Beteiligung an
Kaligewerkschastenin Bade « (Drucks . Nr . 31 und Nr . 31a)

eingetreten .

Die allgemeine Beratung wird eröffnet .
Es meldet sich niemand zum Wort .
Die allgemeine Beratung wird geschlossen.

In der Einzel beratung , in welcher der Präsident
Überschrift und Einleitung , sowie den einzigen Artikel des
Gesetzentwurfs aufruft , wird das Wort ebenfalls nicht ge¬
wünscht .

Die Einzelberatung wird geschloffen .

Auf das Schlußwort wird jeweils verzichtet.

Bei der hierauf folgenden Schluß ab stimm ung wird
der Gesetzentwurf auch in zweiter Lesung einstimmig an¬
genommen und das Gesetz als dringend im Sinne des
§ 23 der Versagung erklärt .

Zu Ziffer 11a und b der Tagesordnung :

Mündlicher Bericht des Haushaltsausschuffes und Be -
ratung über

a) den Gesetzentwurf über die Regelung deS Staats¬
haushalts für die Jahre 1924 und 1925 (Drucks .
Nr . 27 und 27a ),

b) die Mitteilung des Staatsmiuisterinms in Verfolg
des Beschlusses des Landtags in seiner 44. Sitzung
vom 8. August 1924 zu dem Antrag der Abg. Dt
Glöckner und Gen ., Statistik der Grund - und Ge¬
werbesteuer betr. (nicht gedr. Antrag O .-Z . 161
von 1923/24 )

erhält daS Wort :

Berichterstatter Abg . Wittemann (Zentr .) :
Eine Konferenz des Reichsfinanzministers und der Länder¬

finanzminister am 7. und 8. November 1924 in Berlin er¬
kannte die Notwendigkeit, im Hinblick auf die allgemeine
Wirtschaftslage möglichst rasch sich auswirkend eine Steuer¬
erleichterung eintreten zu laffen und zwar durch Senkung der
Einkommen- , der Körperschafts- und der Umsatzsteuer. Im
Reichsgesetzblatt 1924 L Teil S . 737 ist dem Erfüllung ge¬
geben durch die 2. Verordnung des Reichspräsidenten über
die wirtschaftlich notwendige Steuermilderung vom 10. No¬
vember 1924 . In diesem Reichsgesetzblatt ist in § 1 gesagt
— Art . 1 Abs. 1 — : Die Vorauszahlungen auf Einkommen¬
steuer und Körperschaftssteuern gemäß § 1, § 4—12 der
2. Steuernotverordnung vom 19. Dezember 1923 werden um
ein Viertel ermäßigt . Nun ist in dieser Verordnung auch in
Artikel 4 | 1 den Ländern garantiert , daß sie bt§ 31 . März
1925 in jedem Kaletrdermonot den gleichen LberweisungS-
betrag von der Einkommensteuer, Körperschasts- und Umsatz¬

steuer erhalten werden, den sie im Durchschnitt der Monate
August und September 1924 erhielten . Die Garantie gerade
wegen des durchschnittlichen Eingangs in diesen beiden Mo¬
naten ist deswegen von besonderer Bedeutung und zu er¬
wähnen , weil es sich um verhältnismäßig günstige Monate
handelt und weil dadurch den Ländern ein für sie günstiger
Durchschnitt garantiert wurde. Durch diese Zusicherung wird
für die Länder die Reichssteuermilderung eine Einwirkung auf
die Budgets der Länder an und für sich nicht haben. Es
haben aber nun die Länderregierungen sich damals bereit er¬
klärt, aus denselben Gründen wie das Reich auch, die Landes - G
steuern zu senken und auf die Gemeinden behufs Steuern -
und Umlagesenkung in diesem Sinne hinzuwirken.

Nach Mitteilung des Herrn Finanzministers in
Ihrem Ausschüsse haben die übrigen Länder eine Senkung der
Ländersteuern nicht vorgenommen. Sie haben im Gegenteil
den Anlaß benützt , um die laufenden Betriebsmittel und die
sonstigen Mittel zu verstärken, für die vermehrten Ausgaben,
die zu erwarten sind . Auch Baden hätte sicher ^ine derartige
Aufbesserung brauchen könaen. Wie der Herr F r nanz¬
minister im Ausschüsse mit Recht betonte, haben wir un¬
seren ursprünglichen Betriebsfonds mit 18 Millionen um 10
Millionen gemindert und so auf 8 Millionen herabgesetzt. Es
darf nicht verkannt werden, daß in einer Zeit der Unsicher¬
heit und wirtschaftlichen Notlage und einer Zeit , in der sich
die Ansprüche an den Staat überstürzen und in der unvor¬
hergesehene Bedürfnisse rasch und unmittelbar an die Staats¬
kaffe herantreten , ein laufender Betriebsfonds von 8 Millio¬
nen nichts übermäßig Großes ist und keinen Betrag dar¬
stellt , der für alle Fälle ausreichend erscheinen dürfte . Nichts¬
destoweniger hat sich der Herr Finanzminister in dankens¬
werter Weise entschlossen, seinem Versprechen bei dieser Kon¬
ferenz der Landesfinanzminister in Berlin nachzukommen und
in Baden eine Steuersenkung vorzunehmen , wenn er auch
große Bedenken im Hinblick auf die wirtschaftliche Lage haben
mußte . Gr ist dem Versprechen nachgekommen durch die Vor¬
lage Nr. 27, die einen Gesetzentwurf enthält , über den ich
Ihnen heute zu berichten habe. ,

In diesem Gesetzentwurf wird d»e Finanzlage des Landes
auf Ende März 1925 dargelegt , um dadurch eine Grundlage
zu gewinnen , wo und wie man die Steuern senken könne . Sie
finden in dem Berichte Nr . 27 Seite 1 , Spalte 2 letzter Absatz,
in Zeile 2 diese Berechnung. Nach dem Rechnungsauszug für
daS 1. Halbjahr 1924 betragen die Steuerüberweisungen an
Einkommen-, Körperschasts- und Umsatzsteuer für die ersten
6 Monate des Rechnungsjahres 38 202 277 RM , für
daS 2. Halbjahr ist mit Sicherheit auf eine Überweisung vom
Reich« nach der Garantie , die ich bekannt gegeben habe, in
der Höhe von 42 952 340 zu rechnen. Denn durch den ge¬
mäß der 2. Verordnung des Reichspräsidenten vom 10. . No¬
vember 1924 gewährleisteten, in Artikel 4 § 1 vom Reich den
Ländern für jeden Kalendermonat ab Dezember 1924 bis
März 1927 garantierten Monatsdurchschnitt wird dann der
überweisungsbetrag die Summe ergeben, die in der Vorlage
bier eingestellt ist . So wird Baden bis 31 . März 1925 vom
Reiche insgesamt erhalten 81 161617 RM . Den Ver¬
teilungsschlüssel für diese Beträge zwischen Staat und Ge¬
meinde finden Sie gesetzgeberisch geregelt durch das Steuer¬
verteilungsgesetz in der Faffung . die es erhalten hat durch
das Gesetz vom 3 März 1924 GVBl . S . 39, und die tatsäch¬
liche budgetäre Durchführung der Verteilung selbst finden
Sie im Staatsvoranschlag für die Rechnungsjahre 1924/25
in der Hauptabteilung VIII Finanzministerium Einnahme z
Titel 18 1 - Darnach beträgt der Anteil an Ertrag der

Reichssteucrn aus der Einkommenssteuer für das Land 51,63 ,-s
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b. H„ bzw . für die Körperschaftssteuern 50,32 b. H ., ins¬
gesamt 22 315 000 RM . Dazu den Anteil an der Umsatzsteuer
mit 4 311000 RM , also zusammen 26 626 000 RM . Tatsäch¬
lich werden dem Lande aber nicht diese Beträge bezahlt, son¬
dern infolge des den Voranschlag übersteigenden wirtlichen
Mehreingangs 40 212 436 RM , das ergibt ein Mehr von RM
13 586436. Diese Mehreinnahmen mindern sich aber um RM
7 301 890 Mehrausgaben für die Zeit bis Ende März 1925, auf
welchen Zeitpunkt überhaupt die ganze Berechnung ein¬
gestellt ist und zwar durch die im Staatsvoranschlag noch
nicht berücksichtigten Ausgaben, die damals noch nicht
bekannt waren und erst seither beschlossen wurden oder
die, wie z. B . die Ausgabe für das Kaliwert , soeben erst be¬
schlossen wurden und die noch weiter in Aussicht stehen . ES
find das, wie Sie aus Seite 2 der Regierungsvorlage er¬
sehen können, 881 890 RM Dotationsaufbesserung für die
Geistlichen , 500 000 RM Zuschußunterstützung für Erwerbs¬
lose, 500 000 RM Unterstützung für Sozial - und Kleinrent¬
ner , 1000000 RM für den Mehrbedarf an Besoldung infolge
Neueinteilung des Ortsklassenverzeichnisses und Erhöhung des
Wohnungsgeldzuschusses, 3 200 000 RM Mehraufwand für die
vom Reiche beschlossene Erhöhung der Gehälter , die sich in Ba¬
den entsprechend auswirkte . 300 000 RM Mehraufwand für
die Aufbesserung der Gruppen I—VI von 12,5 auf 20 v. H.,
dann ein Teilbetrag von 670 000 RM aus den 2 800 000 RM,
die wir gerade vorhin beschlossen haben für den Ausbau des
Kaliwerks in Buggingen, schließlich noch 300 000 RM , die
wir vor kurzem für das Neckarkraftwerk bewilligt haben.

Der Mehreinnahme von 13 586 436 RM stehen also diese
Mehrausgaben mit 7 301 890 RM gegenüber. Dadurch ergibt
sich rechnerisch eine Mehreinnahme von 6284 546 RM . Nun
besteht aber bereits nach dem Gesetz vom 8. August 1924
GVBl . S . 223 über die Regelung des Staatshaushaltes für
die Jahre 1924/25 ein ungedeckter Fehlbetrag von 4 017150
RM . Dieser Fehlbetrag soll dadurch ermäßigt werden, daß
die für die Länder vom Reiche letztmals noch auf 31. März
1924 eingehenden Anteile von 4 311000 RM an Umsatzsteuer,
die zur Hälfte , mit 2 156 500 RM budgetmäßig für das Rech¬
nungsjahr 1924 und mit dem gleichen Betrag als 2. Hälfte
für das Rechnungsjahr 1925 vorgesehen waren , nunmehr jetzt
hier bei dieser Finanzoperation schon mitgerechnet werden.
Dadurch mindert sich der ungedeckte budgetmäßige Fehlbetrag
bis Ende März 1925 auf 1 861 650 RM . Wegen des Näheren
darf ich auf die Begründung verweisen, die in dem Regie¬
rungsentwurf für das Finanzgesetz vorgesehen ist.

In der Begründung zu Artikel 1 des Entwurfs des Ge¬
setzes über die Regelung des Staatshaushaltes für die Jahre
1924/25 ist bezüglich dieser Position gesagt, von den hiernach
verbleibenden Fehlbetrag mit 4 017 150 RM wird der auf das
Jahr 1924 entfallende Teilbetrag durch das Mehr der Rein¬
einnahme des Landes aus der Umsatzsteuer in Höhe von
2 155 500 RM ausgeglichen. Es sollen im Jahre 1924 an Um¬
satzsteuer nicht bloß 2 155 500 RM , sondern zweimal dieser
Betrag , also 4 311000 RM vom Reiche überwiesen werden.
Lediglich der Aufbau des zweijährigen Budgets hat dazu ge¬
führt , daß diese im Jahre 1924 dem Lande zustehende Ein¬
nahme aus der Umsatzsteuer mit 4 311000 RM im . Staats¬
voranschlag, in Auswirkung auf beide Voranschlagsjahre nun
im hälftigen Betrage eingestellt ist . Im zweiten Jahre , auf
Ende März 1926. wird der Betrag von 2 155 500 Goldmark
beim Abschluß dann allerdings fehlen.

Mit diesen letzten Worten wird auf eine Tatsache hinge¬
wiesen. die nun auch bei der heute uns beschäftigenden Ge¬
setzesvorlage und bei der Stellungnahme dazu wieder eine
Rolle spielt.

„ Hierfür und für den weiteren Teil de» ungedeckte«
Fehlbetrags jetzt schon DeckungSmoglichkeiten vorzusehen,
wäre wohl verfrüht , da ein auch nur einigermaßen zu¬
treffendes Urteil über die Wirtschaftsverhältnisse de» Iah .
res 1925 jetzt noch nicht abgegeben werden kann. Ob bei
der auf 1 . April 1925 zu erwartenden Neuregelung deS
Finanzausgleichs zwischen dem Reich und den Ländern für
die auf diesen Zeitpunkt wegfallende Umsatzsteuer eia
anderweitiger Ersatz geboten wird, ist allerdings recht
zweifelhaft. Dagegen wird die Hoffnung vielleicht doch
nicht ganz unberechtigt sein, daß mft der Wiedererstar¬
kung der Wirtschaft die Grund - und Gewerbesteuer im
Jahre 1925 höhere Beträge abwirst , als der Voranschlag
im gegenwärtigen Zeitpunkt der Schätzung annimmt . '

Diese Begründung hat auch heute noch für diesen uns gegen¬
wärtig beschäftigenden Gesetzentwurf ihre Bedeutung . Leider
wird die am Schlüsse ausgesprochene Hoffnung nur mit mehr
als einem Fragezeichen zu versehen sein.

Um diese Summe von 1861650 Mark — die von dem auf
6284 546 Mark bezifferten Mehreinnahmebetrag abzuziehen
ist — mindert sich also die Einnahme ; rechnerisch ergibt sich
also dann für den Mehreinnahmebetrag , der zur Verfügung
stünde, die Summe von 4 422896 Mark . Dieser Betrag ist
auf Ende März 1925 verfügbar : und die Regierung glaubt
es also nun verantworten zu können, um diesen Betrag
die Landessteuern herabzusetzen; eine Herabsetzung in diesem
Umfange hält sie »auf alle Fälle für möglich und vertretbar ."

Dabei weist sie aber mft Recht darauf hin — wie das ja
auch schon in der eben verlesenen Begründung zum Entwurf
des Finanzgesetzes für die Jahre 1924 und 1935 geschehen
ist —, daß infolge der Wegnahme einer Hälfte der für 1934
und 1925 vorgesehenen Reinerträge der Umsatzsteuer in Höhe
von 2155 500 Mark dann dieser Betrag bei Abschluß des
Rechnungsjahres 1925. also am 31. März 1926 , fehlen wird.

Im Ausschußhat der Herr Minister ja auch mft Recht darauf
hingewiesen, daß die wirtschaftliche Unsicherheit wetterbestehen
und daß heute noch gar nicht abzusehen ist, wie die wirtschaft¬
liche Entwicklung sich weiterhin gestalten und ob e» überhaupt
möglich sein werde, diesen Fehlbetrag einzuholen oder gar —
was . natürlich noch wünschenswerter wäre ! — zu über -
holen.

Durch das in dieser Vorlage vorgeschlagene Gesetz will also
nun die Regierung, wie schon ausgeführt , eine Senkung der
Landessteuern um den Betrag von 4 422 896 Mark vorneh,
men, und zwar will sie diese Senkung bei der Grund - und
Gewerbesteuer eintreten lassen. Diese Wirkung soll dadurch
erreicht werden, daß die Regierung auf die Hälft » de? letzten
Viertels derjenigen Steuerrate , die ursprünglich auf den
15. Januar 1925 fällig war und deren Entrichtung dann auf
den 15. Februar verlegt wurde, verzichtet. Da» Bruttrsioll
der Grund - und Gewerbesteuer beträgt im ganzen ■für das
Jahr 40 Millionen ; ein Viertel daraus beträgt also 10 Millio¬
nen : wenn nun auf die Hälfte deS am 15. Februar zahl¬
baren Viertels und damit auf ein Achtel : der ganzen Ein¬
nahme verzichtet wird , so stellt daS einen Verzicht auf eine
Summe von etwa 5 Millionen Mark dar . Die Summe , auf
welche verzichtet wird , beträgt also stark um eine halbe Million
mehr als der zur Verfügung stehende Mehrbetrag an Ein¬
nahmen , welcher 4 422 896 Mark ausmacht.

Eine Steuersenkung , die seitens der Regierung vorgenom-
" men wird, ist doch gewiß innerha 'b des parlamentarischen Le¬

bens immerhin eine ganz bemerkenswerte Tatsache, kam sie
doch in Bad^n nur zweimal, nämlich beim Abgang des Fi¬
nanzministers Elstätter und bei der Fleischsteuer unter
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Hansell vor, beidemal mit unbefriedigendem sich nachher
rächendem Erfolg . Der Hauptgrund aber, warum die badi¬
sche Regierung von sich aus und als einzige unter den Re¬
gierungen deutscher Länder in dieser Weise vorging, liegt,
wie die Regierung in den Ausschutzberatungen betonte, in rein
wirtschaftlichen Erwägungen . Dabei hat die Regierung bereits
entschieden den Gedanken daran zurückgewiesen , als ob sie
etwa Steuern auf Vorrat geschaffen hätte, um dann nachher
bei der einen oder anderen Gelegenheit mit einer schönen
Geste diese Steuern wieder herabsetzen zu können. Bei der
Entschlietzung über den Entwurf des Staatshaushaltsgesetzes
war doch , die Situation derartig , datz — nachdem ohnehin schon
eine Senkung der Steuersätze um 4 bis 5 Pfennig vorgenom¬
men worden war — damals das Äußerste konzediert wurde,
was überhaupt erträglich war . Wenn jetzt weitergegangen
werden kann, so hängt das lediglich damit zusammen , datz die
damals einkalkulierten, vom Reiche uns zuflietzenden Ein¬
nahmen , in Wirklichkeit sich günstiger gestaltet haben, als
man damals annehmen konnte. Ob eine solche über Er¬
warten günstigere Gestaltung auch für die weitere Zukunft
möglich sein wird und in Aussicht genommen werden darf , da¬
hinter mutz man selbstverständlich ein grotzes Fragezeichen
machen ; ich werde noch darauf zurückkommen müssen , warum
es notwendig ist, die Läge in . diesem Sinne zu betrachten.

Was nun die ausschlaggebenden wirtschaftlichen Erwägun¬
gen, von denen ich vorhin sprach , im einzelnen anbelangt , so
kam hiev insbesondere die Sorge in Betracht, durch steuer¬
liche Entlastungen auch von der Steuerseite her das Wirt¬
schaftsleben tunlichst zu erleichtern und zu fördern . Dieses
Zieh das die Regierung mit der Vorlage verfolgt, ist dankens¬
wert ; die Vorlage ist sicherlich ein Mittel zu dem beabsich¬
tigten Erfolg ; das ist in der Beratung des Haushaltsaus -
schufseS von allen Seiten dankbar anerkannt worden.

Wie gerade im laufenden Häushaltszeitraum von seiten
der Reichs -' und der badischen Landesregierung wirtschaftliche
Förderung auf dem Weg« steuerlicher Erleichterung erstrebt
wurde , das wird von der dem Gesetzentwurf in Drucksache
ffir. 27 beigegebenen Begründung dann im einzelnen noch
dargelegt. Diese Begründung hebt darauf ab . datz nach dem
Vorgehen des Reiches am 30. Juli 1924 auch für die Landes¬
steuern schon allgemeine Erleichterungen getroffen wurden :
Stundung der Steuern , Herabsetzung der Verzugszuschläge
und möglichste Vermeidung von Zwangsbeitreibungen . Das
geschah, nachdem bereits durch das Gesetz vom 8. August
19l !4 über die Regelung des Staatshaushaltes für die Jahre
1924 und 1925 die in Artikel 2 des Gesetzes vom 2. Juli 1924
beschlossenen Steuersätze für die Grund - und Gewerbesteuer
von 35 bis 4g Göldpfennig auf 32 bis 46 Goldpfennig herab¬
gemindert worden waren , wie ich vorhin bereits erwähnt
habe. Auch der Ausgleich der Steuerzahlung — also d ' e Nach¬
zahlung des Unterschieds zwischen den Vorauszahlungen aus
15 . April, 15. Juli und eventuell 15 . Oktober und der end¬
gültigen Steuersumme auf Grund des Steuerbescheids —
wurde zeitlich zugunsten der Steuerzahler hinausgeschoben;
ebenso wurde — damit die Steuerpflichtigen nicht gezwungen
sein sollten, sofort nach dieser Ausgleichszahlung auch das
letzte Viertel der Grund - und Gewerbesteuer zahlen zu
müssen — der Termin für die Zahlung dieses letzten Viertels ,
wie ich ja schon hervorgehoben habe, vom 15. Januar auf den
15. Februar verschoben .

Die Regierungsvorlage macht auch Angaben über die Trag - ,weite dieser Maßnahmen , besonders der zuerst angeführten ;
darnach handelt es sich dabei um eine Erleichterung , die das
anderthalbfache einer Vierteljahresrate ausmacht.

Die Begründung zum Regierungsentwurf betont dann ins¬
besondere auch , welche Schonung auf steuerlichem Gebiete vor¬
nehmlich der Landwirtschaft zuteil geworden ist, sie
führt aus , welche Maßnahmen im Sinn der Schonung hier
ergriffen worden sind .

So wurden zunächst unterm 4. September 1924 die Finanz¬
ämter einiger — und später , unterm 10. Oktober 1924 , die
Finanzämter aller — U n w e t t e r g e b i et e mit der Wei¬
sung versehen, für die Angehörigen der Landwirtschaft auf
Antrag einmal die Vorauszahlungen , weiterhin aber sogar die
Zahlung der auf Grund des Steuerbescheides endgültig fest¬
gesetzten Beträge solange zu stunden, bis bei den Steuer¬
pflichtigen wieder grötzere Zahlungen eingegangen sind ; nach
dieser Anweisung sollen in besonderen Fällen sogar jetzt schon
Nachlässe bewilligt werden.

Weiterhin wurden sodann chinsichtlich der Auswinte¬
rung sschäden , wie sie besonders im badischen Hmter -
lande eingetreten sind, auf Veranlassung der Regierung durch
die Bezirksämter Ermittlungen angestellt; aus Grund des
Ermittlungsergebnisses wurden die Finanzämter ermächtigt,
je nach der Höhe «des im einzelnen Falle vorliegenden Scha¬
dens entweder selbst Steuernachlässe zu gewähren oder aber,
wenn die Höhe des Betrages oder die Lage des Falles das
wünschenswert erscheinen lassen , solche Nachlässe beim Landes¬
finanzamt oder beim Finanzministerium zu beantragen .

Überdies wurde in den - sogenannten Notgebieten , die
auf 15. Oktober 19£4 fällige Steuerrate derjenigen Grund -
und Gewerbesteuer, die auf landwirtschaftliches Grund - und
Betriebsvermögen entfällt , bis auf weiteres allgemein ohne
Antrag gestundet.

In Ihrem Ausschuß wurde anerkannt , daß hier ziemlich,
weit gegangen worden und datz ziemlich viel geschehen ist.
Es wurße aber weiterhin noch einem anderen Gedanken
Ausdruck gegeben , der dahin ging : Wenn,es möglich sei, dann
möge doch in denjenigen Fällen , in denen es nach Recht und
Billigkeit Und mit Rücksicht auf die etwa herrschende Notlage
geboten erscheine , dazu übergegangen werden, anstelle der
bloßen Steuer -Stundung einen wirklichen Steuer - Nachlaß
eintreten zu lassen . In dieser Richtung wurde von dem Be¬
richterstatter ausgeführt — und diese Ausführungen wurden
auch von mehreren Seiten unterstrichen —, daß eine Steuer¬
stundung an und für sich eben doch nur eine momentane
Erleichterung darstelle, datz die wirkliche und volle Erleichte¬
rung jedoch erst in demjenigen Augenblick eintrete , in welchem
aus der Stundung ein Erlaß geworden sei . Es sei eben
doch zu bedenken , datz die gestundeten Steuern dann in einem
Augenblick fällig würden , in welchem auch schon wieder neue
Steuern zu zahlen wären : in diesem Moment aber läge dann
für den Steuerträger eine doppelte Zahlungspflicht vor . Aller
Voraussicht nach aber werde die Entwicklung nicht in einem
Sinne verlaufen , bei dem angenommen werden dürfte , solche
Doppelzahlungen könnten später etwa mit Leichtigkeit geleistet
werden.

Weiterhin hat der Herr Finanzmini st er noch darauf
hingewiesen, daß durch seine Maßnahmen auch einem weiteren
Wunsche nach steuerlicher Erleichterung Rechnung getragen
worden sei . Er teilte mit, er habe an die Landesfinanzämter
einen Erlaß hinausgegeben , durch welchen einem schon lange
bestehenden Wunsche nach steuerlicher Entlastung der sogenann¬
ten „B a u g e b i e t e

"
, also landwirtschaftlich benutzte aber als

Bauplätze in Frage kommende Grundstücks , in der Nähe grö¬
ßerer Städte entsprochen werde, und es ist die Senkung , die .
dieser Erlaß bezweckt, etwa in dem Umfang , wie sie die all¬
gemeine steuerliche Erleichterung bedeutet.
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über die Frage , ob die steuerliche Entlastung dieser Bau¬
plätze begründet sei oder nicht , war man nicht einer Meinung
in Ihrem Ausschuß . Die eine Seite war dafür , die andere
Seite hatte dagegen Bedenken. Im großen und ganzen aber
glaubt man , daß schon etwas geschehen könne , da ja bekannt¬
lich diese Bauplätze heute mit einem Steuerwert dem Staat
Abgaben zu machen haben, die weit über das hinausgehen,
was sie tatsächlich wirtschaftlich aus diesen Gebieten eben an
Einnahmen erzielen können.

Es wurde dann auch, wie die Vorlage betont und wie der
Herr Finanzmini st er in Ihrem Ausschuß im einzelnen
ausführte , an die Gemeinden herangetreten , sie
sollten entsprechend dem Wunsche des Reichs , dem Vorgang
des Reichs und der Länder auch Steuersenkungen und
Steuer st undungen in der Gemeinde vornehmen.
Es konnte aber der Herr Finanzmini st er das Be¬
dauern nur bestätigen, das in Ihrem Ausschuß v.om Bericht¬
erstatter beginnend ausgesprochen wurde, daß seitens der
Städte in dieser Beziehung ein Entgegenkommen für die
Steuer - und Umlagezahler nicht gewährt wurde . Die Gründe ,
warum das geschehen ist, sind ja im allgemeinen bekannt. Die
Städte glauben , daß sie das nicht vornehmen könnten, weil
sie ihre Finanzwirtschaft sonst zu sehr in Unordnung bringen
müßten . In Ihrem Ausschuß war man mehrfach der Mei¬
nung , daß die Städte das recht wohl tun könnten, daß sie
zum Teil eine Thesaurierungspolitik trieben, daß sie an die
Lösung von Aufgaben herangetreten sind , die sie hätten auf¬
sparen können, bis ein goldeneres Zeitalter als das jetzt leider
gar nicht goldene käme . Jedenfalls haben die Städte wenig
Lust, und wir haben aus der „Karlsruher Zeitung " aus
einer offiziösen Auslassung ersehen, daß die Einwirkung auf
die Städte noch nicht aufgehört hat , und daß man versucht ,
auch hier etwas sozialeres Empfinden , möchte ich einmal in
einem gewiffen Sinne sagen, für die bedrückten Steuer - und
Umlagezahler seitens der Städte . . . . (Abg . Maier -
Heidelberg: Und wo bleibt für die , die man unterstützen mutz
in den Städten , hier das soziale Empfinden , wenn man keine
Steuern mehr erheben darf ? ) . Es wurde gerade von dem
Herrn Kollegen , der mir eben den Zwischenruf gemacht hat,
im Ausschuß gewünscht , daß die Regierung da nicht zu
rigoros vorgehe aus den Gründen , die er selbst vorgetragen
hat und die vorzutragen er mir damit erspart . Er hat na¬
mentlich dem Wunsche Ausdruck gegeben , daß man die Frage ,
wie gesenkt und gestundet werden soll , eben den Bürgeraus¬
schüssen überlassen solle , weil der einzelne Bürgerausschutz am
besten in der Lage wäre zu ermessen, wie die Angelegenheit
in den Städten geregelt werden könnte.

Die von dem Gesetzentwurf, Nr . 27 , bezweckte Ermäßigung
der Grund - und Gewerbesteuer um 50 Prozent der letzten
auf 15 . Februar fälligen Rate kommt gleich dem Nachlaß eines
Achtels der Jahressteuer und bedeutet im Durchschnitt eine
Ermäßigung von 5 Pfennig des im Staatshaushalt vorge¬
sehenen Steuersatzes . Diese Ermäßigung läßt sich nun durch
die Art und Weise , wie die Regierungsvorlage es will, tech¬
nisch am einfachsten und leichtesten erreichen; und es emp¬
fiehlt sich deshalb der von der Negierung vorgeschlagene Weg
als der praktischste.

Deitergehend wurde auch die Frage erörtert , ob man nicht
dieses letzte Achtel auch noch, also das ganze Steuerviertel
vom 15. Februar , Nachlassen könnte. Es wurde aber von
der Regierung erklärt , daß sie darauf unmöglich eingehen
könne ; und es wurde namentlich daraus hingewiesen, daß ja
jetzt schon durch die Verrechnung der 2155 000 Mark Anteile
von der Umsatzsteuer , die für 1925 vorgesehen waren , hierher

ein rechnerisches Manko eintrete ; und es wurde weiter daraus
hingewiesen, daß die Finanzwirtschaft im Jahre 1925 durch¬
aus unsicher ist, und daß durch diese Unsicherheit die Höhe
der Beträge noch dadurch sehr gemindert würde , daß end¬
gültige Maßnahmen zugunsten der Landwirtschaft in Form
von Nachlässen sicher nicht zu umgehen wären . Es wurde
auch daraus hingewiesen, daß jetzt schon im Budget der
Bruttoeinnahme aus Steuern gegenüber ein Ausfall von
5,7 Millionen vorgesehen sei, und daß dieser im Budget vor¬
gesehene Ausfall sich durch die Maßnahmen , die bis jetzt ge¬
troffen worden sind , schon ganz erheblich in die Höhe steigere ,
und daß diese Steigerung noch sehr zunehmen werde durch
die Nachlässe, die vielleicht anstelle der Stundungen kämen
und die zu gewähren sind .

Die gleichen Erwägungen , die die Regierung in Jhrein
Ausschuß ausgeführt hat , und die zur Vorsicht mahnen , und
die es der Regierung gebieten, nicht weiter entgegenzukommen,
als sie in der Regierungsvorlage vorsieht, finden Sie auch im
preußischen Etat für das Jahr 1925. Und wenn Sie sich diesen
Etat ansehen und wenn Sie vielleicht den Auszug über diesen
Etat in der „Frankfurter Zeitung " vom 16. Januar 1925 sich
angesehen haben, so finden Sie , daß auch die preußische Re¬
gierung zur äußersten Vorsicht mahnt , und daß die preußische
Regierung alles abkehren will, was die Einnahmen , die sie
vorgesehen hat, irgendwie vermindern könnte eben wegen der
Unsicherheit der wirtschaftlichen Gestaltung im allgemeinen,
der Einnahmen aus den Sieuern in Preußen im besonderen
und aus der Unsicherhert des Verhältnisses zwischen Reich
und Land bezüglich der Zuwendungen . Auch diese Erwä¬
gungen im preußischen Etat , die ich nebenbei hier einfließen
lasse , sind für uns ein Fingerzeig , daß wir über das , was die
Regierung für erträglich erklärt , eben nicht hinausgehen
sollen .

Dann kommt aber noch dazu — und das hat der Herr
Finanzmini st er mit Recht betont —, daß das Reichs¬
ausgleichsgesetz am 1. April 1925 außer Kraft tritt . Was an
seine Stelle kommt , wissen wir nicht . Daß einmal rin Pro¬
visorium kommen muß , das ist sicher. Denn wenn das nicht
käme, würden auf einmal für die Länder ihre Hauptein¬
nahmen, die aus Überweisungen vom Reich bestehen , Weg¬
fällen . Man wüßte nicht , was die Länder für Einnahmen
bekommen sollten. Es wird ein Kampf um die Gestaltung
dieses Provisoriums seitens der Länder mit dem Reich ein-
setzen ; und die Länder werden sehen müssen, daß sie bei die¬
sem Provisorium nicht zu kurz kommen, und daß ihr ganzes
Budget, wie es aufgebaut ist auf die Einnahmen vom Reich,
nicht in Unordnung kommt .

Dazu kommt weiter , daß bekannt ist, daß das Reich nun¬
mehr das ganze Steuerwesen auf eine neue Grundlage stellen
will, daß es die ganze Sache frisch umorgeln will, und daß
eine Reihe von Gesetzentwürfen — es sind vom Herrn Finanz¬
minister nicht weniger wie 12 auf steuerlichem Gebiete ge¬
nannt worden — in Angriff sind , und daß sie erstreben sollen ,
eine gleichmäßige Besteuerung in den einzelnen Ländern her-
beizuführen und das Reichssteuerwesen auf eine neue Grund¬
lage zu stellen und nach neuen Gesichtspunkten zu ordnen.
Daß das einen längeren Kampf gibt, bei dem die wirtschaft¬
liche und steuerliche Unsicherheit eine sich steigernde ist , das ist
selbstverständlich und mahnt wieder auch uns im Lande Baden,
dem Verlangen der Regierung nackzugeben, daß wir nickt
hier etwas machen , was die Unordnung , die zu erwarten ist,
noch vergrößern könnte . Mit dem Vorschlag der Regierung
wird eine Unordnung nicht eintreten . Denn es bat der
Herr Mnanzminister betont , daß gottlob unsere badischen Fi¬
nanzen bis heute in Ordnung sind und daß , wenn nicht ganz
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besondere Umstände eintreten , man der Erwartung sein kann,
dah er die Finanzen auch weiterhin in dieser Ordnung halten
wird. Wir wollen ihn in dem Bestreben, das zu tun , nach
Möglichkeit unterstützen.

Es müssen deswegen nach der Meinung des Ausschusses
sachlich weitergehende Wünsche , so sehr ste vielleicht an und
für sich begründet find Und wünschenswert erscheinen, zunächst
unerfüllt bleiben, sie müssen zurückgestellt werden. Damit
hängt es auch zusammen , daß man nicht etwa das Achtel, das
erhoben werden soll, vollständig fallen läßt und das Defizit
dadurch um weitere 8 Millionen etwa vermehrt . ES hängt
auch damit zusammen , daß man nicht etwa daS Gebäude»
sondersteuergefetz — und die Regierungsbegründung zur

' Druck¬
sache Nr . 27 weist ja auch daraufhin — senkt oder gar auf¬
hebt oder besonders in einer die Finanzgebarung stark beein-
slussenden Weise ändert . Es würde bei einer Änderung der
Wohnungsbau , der eine unserer drückendsten Sorgen ist, not¬
leiden müsien. Es würden die Steuern , die ja zum Teil aus
dem Gebäudesondersteuergesetz für allgemeine Staatszwecke
verfügbar sind, sich mindern ; die Staatseinnahmen würden
dadurch verringert werden. Außerdem aber würde eine der¬
artige Operation auf dem Gebiete der Gebäudesondersteuer
schließlich, wenn man nicht auch für die Hausbesitzer die
Steuerschraube anzieht , eine Begünstigung dieser Steuer¬
schraube bedeuten, ohne eine Erleichterung für die Mieter
selbst zu bringen .

Aus allen diesen Gründen hat Ihr Ausschuß in seiner über¬
wiegenden Mehrheit auch geglaubt, daß man auch die Frage
der Senkung oder Minderung der Gebäudesondersteuer zu¬
nächst aus den Beratungen über dieses Gesetz ausscheiden
und man sie ebenso späteren Verhandlungen überlassen solle
wie die Frage , ob noch weiter die allgemeine Steuer gemindert
werden darf oder nicht .

^
Es handelt sich darum — da hat der Herr Finanz -

minister recht gehabt —, daß wir jetzt gleich die von ihm
für vertretbar erklärte Senkung der Steuer vornehmen, ein¬
mal , damit die Behörden draußen die Arbeiten sofort mit
dieser Steuersenkung vornehmen können, und zum andern auch
nach dem Grundsatz, daß derjenige doppelt gibt, der schnell
gibt.
. AuS diesen Erwägungen heraus ist Ihr Ausschuß zu dem
Antrag gekommen , den Sie gedruckt in der Nummer 27 a in
Ziffer 1 und 2 vorliegen haben, nämlich:

dem Gesetzentwurf in der Fassung der Regierungsvor¬
lage die Zustimmung zu erteilen und

von der Frist des 8 49 der Verfassung für die zweite
Beratung abzusehen.

Dann habe ich die Ehre , Ihnen noch über eine andere An¬
gelegenheit ini Anschluß hieran zu berichten, nämlich über
einen Antrag , den das Hohe Haus in der 44. Sitzung am
8 August 1924 angenommen hat ; es ist der Antrag der Abg .
Dr. Glöckner und Genossen , die landessteuerliche Belastung
der kleinen, mittleren und großen landwirtschaftlichen und ge¬
werblichen Betriebe in Baden . Bayern , Hessen . Preußen und
Württemberg betr . Dieser von den verschiedensten Fraktionen
— von den Abg Dr . Glöckner , Freudenberg , Maier -Heidel¬
berg, Märum , Dt . Schmitt -Karlsruhe — unterschriebene An¬
trag wurde vom Plenum einstimmig angenommen . Er ist
vorschriftsmäßig an das Staatsministerium und von diesem
an das Finanzministerium weitergeleitet worden.

Das Finanzininisterium hat dazu folgende Stellung
eingenommen-

2% 1
fl

„Der Badische Landtag hat in seiner Sitzung vom W
8. August 1924 den Beschluß gefaßt : . . . " — der dem 1
Antrag Glöckner durchaus konform ist und den ich nicht I
zu wiederholen brauche —. 1

„Der Vollzug dieses Beschlusses begegnet außer - >
ordentlichen Schwierigkeiten. I

Es sind schon verschiedene Versuche gemacht wor- 1
den , eine solche vergleichende Darstellung , die zweifei- I
los, wenn sie zuverlässige Angaben enthält , sehr >
lehrreich und fruchtbar wäre , zu fertigen . So hat I
besonders das bayerische Staatsministerium der Fi - ® 1
nanzen bereits in den Jahren 1920/21 durch Rund - i
frage bei allen größeren Ländern statistische Erhe - »
bungen über die Landes - und Gemeindesteuern ge- »
macht , um einen Vergleich anstellen zu können über »
die Art und Höhe der steuerlichen Belastung . Im »
Jahre 1923 hat Bayern wiederum eine vergleichende I
Statistik über die Belastung des landwirtschaftlichen ]
Grundbesitzes mit Steuern und Umlagen und im 1
Jahre 1924 eine solche über die Gewerbesteuer in An- ]
griff genommen und zum Teil auch durchgeführt. I
Aber sämtliche Versuche dieser Art sind , nach ihren I
Ergebnissen beurteilt , als gescheitert zu betrachten. 4
Bayern selbst schreibt am 22. September 1924 an das I
badische Finanzministerium u . a . : „Ein zuverlässiger 1
Vergleich über die Gewerbesteuerbelastung in den
deutschen Ländern ist überhaupt nicht möglich, weil
die Grundlagen für die Vorauszahlungen von einan¬
der völlig verschieden sind .

" Nachdem alle diese Ver¬
suche gescheitert sind , müßte auch ein weiterer Ver¬
such in Baden aussichtslos sein. Die Besteuerungs¬
grundlagen in den einzelnen Ländern sind eben bis¬
her noch zu verschieden , als daß die verschiedenen
steuerlichen Belastungsziffern auf einen gemeinsamen
Namen gebracht werden könnten.

Das Ziel, eine vergleichende Darstellung der steuer¬
lichen Belastung der Länder zu fertigen , muß aber
— darin gehe ich mit dem Landtag durchaus einig —
trotz der bisherigen Mißerfolge bestehen bleiben und
weiter verfolgt werden. Durch die beabsichtigten
Änderungen in der Steuergesetzgebung — namentlich
in der Richtung der Vereinheitlichung — wird man
diesem Ziel, wie ich hoffe , bald auch bedeutend näher
kommen . In Baden wird nach dem neuen Entwurf
des Grund - und Gewerbesteuergesetzes bei der Be¬
steuerung des Gewerbebetriebes wie in anderen '

Ländern auch der Ertrag berücksichtigt werden ; über
eine einheitliche steuerliche Behandlung des Grund¬
vermögens unter Berücksichtigung des Ertrags schwe¬
ben zurzeit Verhandlungen zwischen den Ländern und
dem Reich . Je einheitlicher aber die Besteuerungs¬
grundlage für das Grund - und Betriebsvermögen und
den Gewerbeertrag in allen Ländern durchgcführt ist,
desto eher kann ein wirklich zuverlässiger Vergleich
gezogen werden.

Statistische Feststellungen fanden bisher auch tech¬
nische Hindernisse. Durch die bekannte Arbeitsbe- ]
lastung war es den Finanzämtern bisher schwer i
möglich , zeitraubende Statistiken aufzustellen und
zwar sowohl für Reichs - wie für Landessteuern Auch

- hier muß in Zukunft Vorsorge getroffen werden und
eine Besserung eintreten . Es ist die Beiziehung des
Statistischen Landesamts zu diesen Arbeiten in Er¬
wägung gezogen und bereits mit dem Ministerium
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des Innern deswegen in Verbindung getreten
worden.

»Nach dem Ausgeführten " — so schließt dann das
Schreiben des Finanzministeriums an das Staats »
Ministerium — »bitte ich, den Landtag zu ersuchen ,
von dem Vollzug seines eingangs erwähnten Be¬
schlusses bis auf weiteres absehen zu wollen, weil er
aus technischen und anderen Gründen nicht ausführ¬
bar ist."

In seiner Zuschrift an den Herrn Präsidenten des Land¬
tags vom 9. Januar 1825 Nr. 14 362 hat das Staatsmini¬
sterium dem Wunsche des Finanzministeriums entsprochen ;
das, was das Staatsministerium ausführt , deckt sich mit dem ,
was in der verlesenen Vorlage des Finanzministeriums an
das Staatsministerium enthalten ist.

Ihr Ausschuß findet , daß die Gründe des Finanzmini¬
steriums durchschlagend sind, und daß deswegen die gewünschte
Statistik nicht jetzt schon gemacht werden könne und man die
Erfüllung dieses Wunsches daher hinausschreben müsse. Und
so lautet der weitere Antrag , den ich Ihnen namens Ihres
Haushaltsausschuffes zu stellen habe :

zuzustimmen, daß von der vom Landtag in seiner
44. Sitzung vom 8. August 1624 zufolge des genann¬
ten Antrags der Abg . Dt . Glöckner u . Gen. ver¬
langten vergleichenden Darstellung , dem Anträge des
Staatsministeriums vom 8. Januar 1925 Nr . 14 362,
»Statistik der Grund - und Gewerbesteuer betreffend",
entsprechend vorerst ' abgesehen werde, bis die be¬
stehenden Schwierigkeiten behoben sind .

Ich bitte Sie namens Ihres Haushaltsausschusses , all den
Anträgen in Drucks . Nr . 27 a zuzustimmen.

Im Verlaufe obiger Ausführungen hat ll. Vizepräsident
Maie r -Heidelberg vorübergehend den Vorsitz übernom¬
men.

Der Präsident
gibt folgende unterdessen eingegangene Anträge bekannt:

1. Der Abg . Ritter . Gätzler, Unger : Das Gesetz über
die Regelung des Staatshaushalts für die Jahre 1924
und 1925 betr. :

Der Landtag wolle beschließen :
Bei dem Nachlaß der Grund - und Gewerbesteuer

um ein Achtel kommen nur solche Steuerpflichtige in
Betracht, deren Steueranschlagssumme nicht über
25 <v)0 Mark beträgt . Der noch von dem Voranschlag
für die Jahre 1924 und 1925 - verbleibende Überschuß
wird als Beihilfe an Erwerbslose , Kriegs-, Alters¬
und. Sozialrentner abgegeben.

Der Antrag wird vervielfältigt (Drucks . Nr . 27c ) und auf
Vorschlag des Präsidenten mit zur Debatte gestellt .

2. Der Abg . Rüger u. Gen . :
Der Landtag wolle beschließen :
Die Regierung wolle beim Reiche unverzüglich da¬

für eintreten , daß ine derzeitigen Verzugszuschläge
für verspätete Einzahlungen auf em erträgliches , den
heutigen Zinsverhältniffen entsprechendes MaO zu¬
rückgesetzt werden.

Der Präsident schlägt vor, diesen Antrag dem Haus¬
haltsausschuß zur Vorberatung zu überweisen.»

Der Antrag wird gedruckt und als Drucks . Nr . 37 verteilt .

Zur ^ .̂ chäftsordnung erhält das Wort

Abg. Klaiber (Landbund) :
Wir haben schon daS letztemal hier beantragt , daß unser An¬

trag als dringlich im Plenum behandelt werde, und wir haben
heute den gleichen Antrag mit einigen Abänderungen einge¬
bracht. Ich möchte dringend bitten , daß der Antrag heute bei
Beratung des Gesetzes mit behandelt wird (Abg. Qr . Glöck¬
ner : Es ist ein anderer Antrag , der Antrag RügerN . Der
Herr Präsident hat die Frage aufgeworfen , ob die Anträge . .
(Abg. Dr . Glöckner : Nur der Antrag Rüger !) . Dann ist
das ein Mißverständnis . Wir haben angenommen , daß der
Herr Präsident meint , daß sämtliche Anträge , die sich auf di«,
ses Gesetz beziehen, an den Ausschuß zurückverwiesen werden
sollen . .

Der Antrag wird mit Zustimmung des Hauses dem Haus -
Haltsausschuß zur Vorberatung überwiesen .

3. Der Abg . von Au . Wilser, Weber, D. Mayer -K .,
Lang, Dörr , mit folgendem Wortlaut :

Dem in Art . 1 des Gesetzes über die Regelung des
Staatshaushalts für die Jahre 1924/25 vorgesehenen
Absatz 3 wird als Absatz 4 beigefügt.

«Bei Haus - und Grundstückseigentümern » deren
Jahreseinkommen 1209 Mark , und bei Gewerbetrei.
benden, deren Betriebsvermögen 2500 Mark nicht
übersteigt, werden die sich aus der Schlußabrechnung
ergebenden Steuerbeträge nicht erhoben ; sowest siebereits entrichtet find, wird der Betrag auf künftig«
Landessteuern angerechnet.

Der Antrag wird vervielfältigt (Drucks . Nr . 276) und der-teilt.
Der Präsident schlägt vor, diesen Antrag im Plenum

sofort mitzubehandeln.

Zur Geschäftsordnung erhalten weiter das Wort :

Abg . Dr . Glöckner (D . Dem . P .) :
Ich glaube, daß man diesen Antrag jetzt im Plenum nichtwird .mitbehandeln können, daß er vielmehr nach seinem gan¬zen Inhalt vorher eine Beratung im Haushaltsausschuß ver-

langt.
Dasselbe gilt — wenn ich das vorweg nehmen darf — vondem Antrag, den der Herr Präsident wahrscheinlich nachher

verlesen wird, dem Antrag Klaiber und Gen ., der ebenfalls
nach meiner Meinung einer vorherigen Beratung im HauS-
haltsausschuß bedarf

Abg . Rüger (Zentr .) :
Ich bin der Meinung , daß die Anträge , die jetzt gestelltworden sind von dem Herrn von Au . die Anträge , die vom

Landbund gestellt werden oder gestellt sind , und die bereits ja
bekannt gegeben wurden , und auch der Antrag Rüger —Weiß.
Haupt, der sich auf die Steuerminderung bezieht, daß alle
dieses Anträge zunächst im Haushaltsausschuß zu behandeln
sind . Wir müssen doch , wenn wir eine sachliche Beratung ,ein Eindringen in die Sache haben wollen, wissen , wie sich
diese Anträge finanziell auswirken , und im übrigen kann
der Herr Finanzminister nur dann , wenn eine eingehende Be-
rechnung aufgestellt ist, Aufschluß geben. Unsere Meinung
geht dahin , diese Anträge zurückzuverweisen und sie im Haus -
haltsausschuß möglichst bald, . in den nächsten Tagen zu be¬
handeln.

Der Präsident schlägt vor, den Gesetzentwurf samt den
einschlägigen Anträgen noch einmal dem HaushaltSausschuß
zur Vorberatung zu überweisen, und die Beratung im Ple¬
num bis zur Beschlußfaflung im Ausschuß auSzusetzrn.
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Zur Geschäftsordnung erhalten weiter das Wort :

Abg . vr . Mattes (D . Vp . ) :
Ich möchte aber dann bitten , daß in dem Haushaltsausschutz

nicht nur die jetzt neu eingegangenen Anträge , sondern sämt¬
liche Anträge beraten werden, welche sich auf die badische Fi¬
nanzverwaltung und Frnanzwirtschaft beziehen. Wenn diese
Anträge erst beraten werden, wenn wir diese Änderung des
Finanzgesetzes erledigt haben, dann sind diese Anträge nach ,
her gegenstandslos und dann braucht man sie gar nicht mehr
zu beraten.

Abg . Wittemann (Fentr .) :
Ich kann dem Herrn Abg . vr . Mattes nicht be.ipflichten,

datz, wenn wir heute das Gesetz annehmen , alle anderen An¬
träge damit erledigt sind (Abg . vr . Mattes : Dann wird
nichts mehr geändert !) . Wenn wir heute das Gesetz anneh¬
men , sprechen wir nur aus , datz wir , nach der Anregung der
Regierung zunächst einmal auf die Hälfte des letzten Viertels ,
das ain 15. Februar bezahlt werden soll, verzichten wollen.
Es sieht gar nicht » im Wege, datz spätere Beschlüsse kommen,
etwa des Inhalts , datz über , die andere Hälfte , die von die¬
sem letzten Vierte : .noch bleibt , auch irgendwie anderweit dis¬
poniert wird. Wir können deswegen heute ganz ruhig das
Gesetz zu Ende beraten , und können die Anträge , die einge¬
gangen sind , der Weiterberatung im Haushaltsausschutz doch
behalten . Die Beratung soll dann möglichst rasch vor sich
gehen , damit wir schnell zu einem Ziele kommen. Ich möchte
darauf Hinweisen : Wir haben Heute den 20 . Januar , und diese
Rate , wegen deren Hälfte wir heute eine gesetzgeberische Vor¬
lage beraten , ist am 15. Februar zu bezahlen (Abg .
Schrank : Bis dorthin kann es erledigt sein ! ) . Es kann er¬
ledigt sein , aber es mutz es nicht , und wenn man weih, wie
die Behörden draußen übrlastet sind , wird man von ihnen
nicht das Unmögliche verlangen ' wollen, sondern man mutz
dem deswegen auch Rücksicht tragen . Deswegen bin ich der
Meinung , heute einmal bei den Gesetzen zu bleiben. Es
war ja auch die Meinung des Ausschusses , daß wir die Vor¬
lage einmal durchberaten und alles weitere , was noch etwa
geändert werden soll, eben einem weiteren Antrag des Haus¬
haltsausschusses oder dem Plenum Vorbehalten wird.

Abg . Rüger (Zentr ) :
Ich möchte die Meinung des Herrn Kollegen und Partei¬

freundes Wittemann durchaus teilen . Die Vorlage von
heute beschäftigt sich mit der allgemeinen Senkung , und
hierfür mutz einmal die Entscheidung kommen, damit unsere
Finanzberwaltung weiß, woran sie eigentlich ist . Die ande¬
ren Anträge , die zum Teil vom Landbund, zum Teil von
anderer Seite kommen, berücksichtigen ganz bestimmte Wirt¬
schaftsgruppen, Wirtschaftsgruppen , die jetzt einer besonderen
Berücksichtigung bedürfen . Tiefe Frage können wir noch zu¬
rückstellen und können sie in den nächsten Tagen im HauS-
haltsaüsschutz behandeln. Und dann können wir hier im
Hause wieder darüber sprechen und einen 'Beschluß des Hauses
darüber herbeiführen . Ich halte , diesen Weg für gangbar
und zweckmähig , er bringt die rascheste Entscheidung.

Abg. vr . Glöckner (D . Dem. P . ) :
Ich halte die Ausführungen der Herren it .Megen Witte -

m a n n und. R ü g e r nicht für der Sachlage entsprechend . Der
Antrag der Abg von Au u . Gen. , der eben verlesen worden iit
— der andere Antrag , der unterschrieben ist von den Herren
Klaiber, Dürr . Fischer - Meitzenheim usw ., ist bis jetzt von dem

Herrn Präsidenten nicht verlesen worden, für den gilt aber
dasselbe, was für den Antrag von Au gilt — bezieht sich auf
das Gesetz, das jetzt zu erledigen ist, und ich glaube, es ent¬
spricht der Sachlage nicht , wenn wir diese Anträge zu einer
nachträglichen Erledigung an den Ausschuß verweisen. Es
widerspricht der Übung des Hauses und auch der Sachlage,
wie sie klar zutage liegt. Die Anträge , die zu dem Gesetz
selbst gestellt sind, müssen wir mit dem Gesetz irgendwie ver-
bescheiden. Wir können nicht das Gesetz erledigen und die
Anträge nachher in Behandlung nehmen . Die Anträge sind
zum Gesetz gestellt und verlangen eme Erledigung vor der Be- O
schlutzfassung über das Gesetz.. Die Beschlußfassung über diese
Anträge im Haushaltsausschutz kann aber, soweit ich das
übersehe, heute Nachmittag erfolgen, so datz wir morgen früh
die Weiterberatuirg dieses Gesetzes unternehmen könnten.

Etwas anderes ist es mit den Anträgen , die der Herr Kol¬
lege vr . Mattes vorhin erwähnt hat . Bezüglich dieser haben
wir uns im Haushaltsausschutz überzeugt , datz ihre Beratung
nicht mit der Beratung über dieses Gesetz verbunden werden
kann, weit wir sonst zu ganz uferlosen Debatten gekommen
wären . Wir haben ungefähr eine oder zwei Stunden lang
über die Anträge , die der Herr Kollege vr . Mattes im Auge
hat, verhandelt, und haben dann beschlossen, die Beratung dieser
Anträge zu trennen von der Beratung über den Gesetzentwurf
und den Gesetzentwurf allein zu behandeln . Ich glaube jetzt
noch/ das wäre von den Beschlüssen , die der Haushaltsausschuß '
darüber gefaßt hat, der sachgemäße (Heiterkeit) . Zuerst hat
er nämlich beschlossen, die Anträge mitzubehandeln , und nach¬
dem man gesehen hat , daß das nicht praktisch war , hat er das
Gegenteil beschlossen. Also ich glaube , was der Herr Präsi¬
dent vorhin als Meinung des Hauses festgestellt hat, gegen die
sich kein Widerspruch erhob, die Anträge und die Weiterbera¬
tung des vorliegenden Gesetzentwurfs an den Haüshaltsaus -
fchuh zurückzuverweisen, war das Richtige , und dabei '

sollten
wir bleiben. . . . . ..

Abg . von Au (Wirtsch . Ver. Gast des Landbunds ) :^Jch kann mich der Auffassung des Herrn vr .. Glöckner
voll und ganz anschließen. Ich halte es auch für sachgemäß ,
den Antrag noch einmal zurückzuverweisen. Aber es ist un¬
möglich , etwa das Gesetz zu verabschieden und die Anträge ,
die zu dem Gesetze gestellt worden sind , spater zu behandeln.
Wenn diese Praxis hier eingeführt würde, dann wäre es
überhaupt nicht mehr möglich , Abänderungsanträge zu ir¬
gend , einem Gesetze zu stellen , weil es die Mehrheit des Hau¬
ses immer :in der Hand hätte , zu sagen, die Anträge werden
zurückgestellt und später behandelt . Jetzt wollen wir das ,
was . von der Negierung vorgeschlagen worden ist, oder was
der Haushaltsausschu .tz vorgeschlagen hat , durchführen und
nachher kommen die Teilforderungen , die von der oder jener
Gruppe, gestellt werden. Das können wir später nrachen . Wir
sind der Auffassung, datz das Anträge zum Gesetze sind , die
mit dem Gesetz verabschiedet werden müssen . Dagegen haben
wir nichts einzuwenden, daß im HaushaltsauSschutz noch eine
gründliche Beratung der Anträge stattfindet . Wir sind der
Auffassung, datz das heute abend geschehen kann und daß mor¬
gen das Gesetz im Plenum verabschiedet wird , damit die
Steuerbeträge , die festgesetzt werden, auf den 15 . Februar
oder vor dem 15 . Februar hereingebracht werden können .

Abg . R ü ck e r t (Sozdem .) :
Wir sind auch damit einverstanden, datz diejenigen Einträge,

welche sich mit der Abänderung des vorliegenden Gesetzes be¬
fassen , noch einmal mit dem Gesetz zusammen durchberaten
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werden. Dagegen werden wir den Ausführungen des Herrn
Dr . Mattes nicht zustimmen können, datz alle anderen An¬
träge , die von den verschiedensten Seiten gestellt worden sind,

>mitbehandelt werden. Werden diese Anträge mitbehandelt,
so ist es unmöglich , datz wir morgen im Plenum zur ganzen
Sachlage Stellung nehmen können , weil zweifellos die ganzen
Finanzverhältnisse des Staates dabei mitbehandelt werden.
Wir schließen uns den Ausführungen des Herrn Kollegen
Dr. Glöckner an und sind ebenfalls der Meinung , datz wir
heute Nachmittag im Haushaltsausschutz zur Sache nochmals
Stellung nehmen können .

Abg . Dr . Mattes (D . Vp.) :
Ich halte es für selbstverständlich , datz Abänderungsanträge ,

die zu diesem Gesetzentwürfe eingebracht worden sind, vorher
im Ausschutz beraten werden. Ich bin aber nicht der Ansicht,
datz der Vollzug dieses Gesetzes etwa dadurch gehindert würde,
daß wir auch die anderen Anträge beraten würden. Es ist
erst notwendig, datz dieses Gesetz einige Tage vor dem 15. Fe¬
bruar erledigt ist. Es gibt gar keine neuen Vor« iten für
die Verwaltung zur Durchführung dieses Gesetzes . Wenn wir
dieses Gesetz in der jetzigen Faffung annehmen , wird sich die
Sache praktisch so abspielen, datz, wenn nach dem 15. Februar
die Steuerpflichtigen zum Finanzamt kommen und die letzte
Rate zahlen wollen, die Hälfte unerhoben bleibt. Irgend¬
welcher Vorarbeiten für die Nichterhebung dieses letzten Achtels
bedarf es nicht . Infolgedessen ist es nicht richtig , wenn mit
der Durchführung dieser Gesetzesänderung deren sofortige Er¬
ledigung verlangt wird. Deshalb ist es wohl möglich , mit der
Beratung dieses Gesetzes auch die Beratung der anderen An¬
träge zu verbinden, welche einmal im inneren Zusammen¬
hang mit diesem Gesetzentwurf stehen .

Der Antrag , den wir zum Beispiel eingebracht haben, die
Steuererleichterung dadurch eintreten zu lassen , datz wir die
Gebäudesondersteuer für eine bestimmte Zeit unerhoben las¬
sen, das ist ein Antrag zur Frage der Erledigung des Staats¬
haushaltes für den Rest dieses Jahres (Abg . Dr . Glöckner :
Für das Finanzgesetz, nicht für das vorliegende Gesetz ! ) . Es
hängt inhaltlich damit zusammen. Tie Konsequenz zu dieser
Sache ist klar, wenn dieses Gesetz aiigenommen wird , mit oder
ohne Abänderungsanträge , so ist der Antrag geaenstandslos
geworden, er kann nicht verwirklicht werden, und das ist eine
neue Form , wie man gewisse Anträge in der Praxis erledigt
oder illusorisch macht . Insofern bin ich der Ansicht, wenn Sie
unseren Anträgen gerecht werden wollen und sie nicht einfach
durch die Art btt Behandlung hier im Landtag in dem die
Mehrheit die Minderheit niedcrstimmt, aus der Welt schaffen,dann müssen Sic diese Anträge mitbehandeln.

Abg. Gebhard (Landbund) :
Ich teile die Aufiassung des Herrn Kollegen Dr . G i c d n e r

vollinhaltlich. Ich habe iiur daran zu erinnern , datz unser An-
traa durch den vorhergehenden Antrag vom 7 . November schon
sestgelegt war und die Negierung reichlch Zeit hatte . Stellung
zu nehmen, ich glaube , das, eine Verschleppung der Elledigungdes Gesetzes dadurch nicht herbeigeiührt wird und mutz darauf
bestehen , daß diese Anträge mitbehandelt werden.

Abg . W i t t e m a n » (Zentr . ) :
Man kann keinen Zweifel darüber hegen, datz, wenn zueinem Gesetzentwurf ein Abänderungsantrag gestellt wird,

dieser mit dem Gesetz selbst beraten und zur Erledigung ge¬bracht werden muß . Der Antrag Nr . 27 b ist noch nicht ver-
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kündet, wir wissen nichts von ihm. Ich habe eben aus den ver¬
schiedenen Schriftstücken , die , während ich meinen Vortrag ge¬
halten habe, auf meinen Platz gelegt worden sind, den Antrag
berausgeklaubt und êrst bei den Ausführungen des Herrn
Kollegen Dr. Glockne ^r habe ich gesehen, daß es der Antrag
Klaiber ist, der einen Abänderungsantrag zu dem vorliegen¬
den Gesetzentwurf darstellt. Nachdem ich diese Kenntnis be¬
kommen habe , kann' man anderer Meinung nach der Geschäfts¬
ordnung , nach dem Sinn der gesetzgeberischen Behandlung
nicht sein, als wie sie der Herr Kollege Dr . Glöckner vorge¬
tragen hat. Damit bin ich einig mit Ihnen . Wenn erst der
Antrag dem Hause bekannt gegeben ist , wird man sich schlüs¬
sig machen , ob er im Plenum beraten wird , ob er mit samt
dem Gesetze an den Ausschuß zurückverwiesen und dort Stel¬
lung genommen wird . Aber wenn wir wissen , datz ein sol¬
cher Antrag vorliegt (Abg . Dr. Glöckner : Dasselbe gilt für
den Antrag , den der Herr Präsident verlesen hat ! ), so habe
ich nichts dagegen, datz man die Sache zurückverweist und in
einer Kommission über die Anträge im Zusammenhang mit
dem Gesetz sich berät und je nach dem Ergebnis dem Plenum
wieder berichtet.

Ich habe aber eine Äußerung gehört von seiten des Herrn
Kollegen Dr. Mattes , die ich zurückweisen mutz . Herr Dr.
Mattes — es ist nicht das erstemal , datz er es in diesem
Hohen Hause gesagt hat — hat davon gesprochen , als ob die
Minderheit in diesem Hohen Hause gern mojorisiert würde
und man leicht über ihre Sachen zur Tagesordnung übergehe
und sie nicht höre (Abg . Ritter : Das ist richtig so ! ). Das
ist durchaus unrichtig und es ist, Herr Kollege Ritter , nicht
angängig (Heiterkeit) , datz man mit solchen Phrasen Eindruck
schinden will, die hier in diesem Hause keine Berechtigung
haben. Deswegen protestiere ich namens meiner Fraktion
gegen diese Äußerung , Anträge , die hier in diesem Hohen
Hause gestellt werden, finden ihre Berücksichtigung, wenn sie
es nach ihrem Inhalte und ihrer Bedeutung verdienen . Wenn
Sie einmal einen Antrag haben, der anders behandelt wird,
so liegt es eben daran , datz auch der Antrag darnach ist.

Der Präsident weist darauf hin . daß er zwar den An¬
trag der Abg . Klaiber u . Frakt . (Drucks . Nr . 27 d) bereits
verkündet und mit Zustimmung des Hauses dem Haus¬
haltsausschuß überwiesen habe. Er wolle ihn aber für¬
sorglich nochmals bekannt geben:

-Dem in Artikel 1 des Gesetzes über die Regelung des
Staatshaushalts für die Jahre 1924 und 1925 vorge¬
sehenen Absatz 3 wird als Absatz 4 beigefügt :

Die sich aus der Schlußabrechnung für landwirt¬
schaftliches Grund - und Betriebsvermögen ergeben¬
den Steuerbeträge werden nicht erhoben. Soweit sie
bereits entrichtet sind, wird der Betrag aus künftige
Landessteuern angerechnet."

Klaiber , Dörr , Fischer -Meitzenheim, Gebhard . Hagin,
Hertle , Schrank.

Der Präsident verliest hierauf nochmals den Antrag der
Abg . Ritter , Wähler, Unger (Drucks . Nr . 27 c).

Der Antrag wird nunmehr dem Haushaltsausschutz über¬
wiesen . Das Haus ist damit einverstanden.

Zur Geschäftsordnung erhalten das Wort :

Abg. D . Mayer - Karlsruhe (D . Natl . ) :
Nach den letzten Äußerungen des Herrn Kollegen Witte -

m a n n scheint Einmütigkeit im Hause darüber zu herrschen ,
da >' die Angelegenheit, die ursprünglich Punkt I der Tagesord¬
nung war, nochmals an den HaushaltSausschutz zurückverwiesen
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wird. Ich kann auf weiteres verzichten . AÄ nröchte nur sagen,
wenn der Haushaltsausschutz beisammen ist und meint , datz
er in den Kreis seiner Beratungen noch andere Anregungen
ziehen will, die mit der Sache niehr oder weniger zusammen-
hängen, dann kann man das dem HaushaltSausschntz selbst
überlaffen.

Abg . Ritter (Komm. P . ) :
Wir glauben recht gerne, daß die Abänderungsanträge , die

setzt eingelaufen sind , besonders vom Zentrum nicht gern ge¬
sehen werden besonders die Anträge ihres Konkurrenten des
Landbunds (zum Zentrum gewendet) und Sie möchten gar
zu gerne versuchen , datz der Ruhm des Herrn FinanzministerS
so bald wie möglich unter Dach und Fach komme , daß der Ge¬
setzentwurf angenommen wird. Wir haben die Auffaffung ,
wie sie schon zum Ausdruck gekommen ist , datz wenn die Dinge
so weiter gehen sollen, und Anträge , die zu einer Gesetzvor¬
lage im Plenum gestellt werden , jedesmal an den Ausschuh
zurückverwiesen werden und das Gesetz trotzdem verabschiedet
wird, so wird es in Zukunft nicht mehr möglich sein, zu irgend
welchen Gesetzvorlagen Anträge zu stellen. Wir haben die
Auffaffung, datz solche Anträge , wie sie eingelaufen sind , jetzt
in der Debatte , die sich an diese Gesetzesvorlage anschlietzt ,
gut zu behandeln sind , und datz es nicht notwendig ist, erst
diese Abänderungsanträge noch einm -K in die Dunkelkammer
zu verweisen, um irgend welche Kompromiffe zusammenzu¬
flicken.

Der Präsident schlägt vor, datz diejenigen Anträge ,
die unmittelbar mit dem Gesetzentwürfe im Zusammenhang
stehen , noch einmal und zwar sofort im Ausschuß behandelt
werden,^

Was die . weiterhin gestellten Anträge anbelangt , die mit
dem Gesetzentwurf in einem weiteren Zusammenhang ste¬
hen, schlägt der Präsident vor, sie in einer bald anzusetzenden
Ausschutzsitzung behandeln zu lassen , damit die Angelegenheit
nicht allzu sehr . hinausgeschoben wird.

Zur Geschäftsordnung erhalten weiter das Wort

Abg . Or . Glöckner (D . Dem . P .) :
Könnten wir die Ausschutzsitzung nicht auf 4 oder ttö Uhr

anberaumen ? Soviel ich höre, hat die Zentrumspartei um
3 Uhr eine Fraktionssthung , so datz man vielleicht mit 4 Uhr
als dem Zeitpunkt für den Schluß dieser Sitzung rechnen
könnte . , .

Abg . Wittemann (Zentr .) :
Mit der Sitzung , die wir auf heute nachmittag 3 Uhr anbe¬

raumt haben, werden wir um 4 oder 4 % Uhr nicht fertig
werden. Der Stoff , den wir zu bewältigen haben , wird in
dieser kurzen Zeit selbst dann nicht bewältigt werden kön¬
nen, wenn wir uns noch so sehr beeilen. Wenn überhaupt
noch etwas geschehen kann, dann müffen wir sehen , datz wir
die Sache morgen erledigen (Abg . Or Glöckner : Dann soll
also heute nachmittag überhaupt nichts sein ? ) . Bis gegen
6 Uhr werden wir wohl fertig sein (Abg . vr . Glöck¬
ner : Gegen diejenigen Herren , die von auswärts kommen ,
ist das wenig rücksichtsvoll , datz man sie herumsitzen läßt ! ) .
Die Herren Abgeordneten werden gewählt , damit sie die Ge¬
schäfte des Landes erledigen — nicht damit sie hier nach ihrer
Bequemlichkeit und nach sonstigen Wünschen die Geschäfte
des Hauses beeinflussen und dirigieren . Wer sich wählen
läßt , nimmt damit ein Opfer auf sich und mutz, der übernom¬
menen Verpflichtung und dieser Opferpflicht entsprechend, seine
Zeit dem Ganzen widmen.

»
Was man nun hier immer wieder hört — dieses ewige , man

möge „Rücksicht nehmen ! " auf außerhalb der LandtagSarbest
und der Abgeordnetenpflicht liegende persönliche Wünsche —,
das halte ich eines Parlamentes direkt für unwürdig : daS
mutz auch einmal ausgesprochen werden (Zurufe : Sehr rich¬
tig ; gutk).

Abg . Or . Glöckner (D . Dem . P .) :

Ich verstehe die Erregung des Herrn Kollegen Witte -
mann nicht , die sich auf meine un ) chüldige Bemerkung bezogA
(Heiterkeit). Unter den Fraktionen war verabredet , datz
gestern Nachmittag. Fraktionsberatungen stattfinden sollten:
alle anderen Fraktionen haben sich daran gehalten (Lebhafte
Rufe vom Zentrum : Wir auch! ) und sind , wie die seitherige
Beratung zeigt, mit den Beratungen in der Fraktion zu Ende
gekommen . Und nun wird von einer der Fraktionen der An¬
spruch erhoben, den heutigen Nachmittag nochmals zur Frak -
tionsberatuny zu verwenden : Dagegen habe ich mich ge¬
wehrt, weil dann die übrigen Mitglieder des Hauses heute
Nachmittag unbeschäftigt wären (Rufe : Sehr richtig! links).
Diese Rücksicht kann man , wie ich glaube , der Mehrheit des
Hauses — und noch hat das Zentrum nicht die Mehrheit des
Hauses (Lebhafte Heiterkeit — Rufe von der kommunistischen
Gruppe ) — denn doch wohl tragen .

Lediglich darauf bezog sich meine ganz unschuldige und
harmlose Bemerkung. Ich halte sie aber aufrecht (Sehr gut !
links) und möchte damit den Wunsch zum Ausdruck bringen »
dem sich, wie ich glaube, auch die übrigen Parteien — die die
Mehrheit des Hauses darstellen — anschlietzen könnten, daß
beute Nackmittag etwa um 5 Uhr. Wie das der Herr Präsident
selbst zuerst vorgeschlagen halte , eine Sitzung des Haushalts¬
ausschusses ftattfinden könnte.

Abg . Wittemaun (Zentr . ) :
Der Herr Kollege Or. Glöckner übersieht bei seinen Aus¬

führungen einen Punkt . Wir sind 34 Leute und sind die
stärkste Fraktion (Zuruf links : Macht nichts ! ) . Wenn wir
eine Angelegenheit beraten , dann wird das , da mehr Perso¬
nen beteiligt sind , selbstverständlich auch mehr Zeit in An¬
spruch nehme« , als wenn nur 7 oder 8 Mann beisammen sit¬
zen (Heiterkeit) und über die gleiche Angelegenheit beraten .

Dann pflegen wir auch — im Interesse des Landes — un¬
sere Beratungen recht gründlich zu gestalten : was Sie mit
Ihrer Fraktion tun , das weiß ich nicht (Heiterkeit und Zurufe
links) . Wir pflegen nicht zu majorisieren , wir pflegen nicht
zu terrorisieren ; es gibt leinen Fraktionszwang ; alles das,
was innerhalb unserer Fraktion geschieht , tun wir lediglich im
Interesse des Landes . Darin liegt die Würde und der Be¬
ruf des Abgeordneten. Dazu brauchen wir aber Zeit — und
diese Zeit nehmen wir für uns in Anspruch! Wenn eine
Fraktion — auch wenn eS sich um eine kleine gehandelt hat
— erklärte , sie müsse über die oder jene Angelegenheit sich
beraten , war eS bisher immer Sitte , datz man ihren Wün¬
schen Rechnung getragen hat . Nun kommt heute einmal die
größte Fraktion und erklärt , sie werde mit den : zu bearbei¬
tenden Stoff vermutlich vor 6 oder % 6 Uhr nicht fertig wer¬
den und mit Rücksicht darauf schlägt sie vor : „Wir wollen die
Sitzung des Haushaltsausschusses erst auf 6 Uhr ansetzen"

— und da kommt der Herr Kollege Or. Glöckner und er¬
hebt den allgemeinen Vorwurf , damit würden diejenigen
Leute, die wieder nach auswärts Wegreisen wollen, durch unS
in ihrer Zeiteinteilung vergewaltigt (Lebhafte Zurufe von der
linken Seite des Hauses , Bewegung ; Glocke des Präsidenten ).
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Der Landtag hat soviel Material und soviel Vorlagen , daß
jemand Beschäftigung genug hat , wenn er sich beschäftigen
will.

Abg . D. Mayer - Karlsruhe (D . Natl .) :
Nach meiner Gepflogenheit will ich mich in den Streit , der

zwischen zwei Koalitionsparteien , dem Zentrum und der De¬
mokratie, ausgebrochen ist, nicht einmischen (Heiterkeit). Ich
möchte aber doch folgendes sagen.

Insofern hat der Herr Kollege Wittemann ganz recht,
als es manchmal wirklich schwer fällt , die nötigen Fraktions¬
besprechungen einzuschieben, wenn der Landtag beisammen
und der ganze Tag durch Plenartagung und Ausschußsitzun¬
gen belegt ist ; in solchen Fällen weiß man nicht , wie man
es ansangen soll . Und doch erweist es sich im Laufe der Ver¬
handlungen oft als recht notwendig, daß man sich — und zwar
während der Landtag arbeitet — mit seinen Freunden be¬
spricht .

Dann möchte ich aber dem Herrn Kollegen Wittemann
weiterhin sagen : Auch in kleinen Fraktionen werden die
Dinge sehr gründlich genommen ; ich für meinen Teil bin
recht zufrieden , wenn heute Nachmittag Zeit gegeben ist. eine
Fraktionssitzung zu halten (Heiterkeit) .

Abg . Rüger (Zentr .) : '

Ich bin außerordentlich dankbar für die Ausführungen , wie
der Herr Kollege tD . Maye r -Karlsruhe soeben sie gemacht
hat . Er ist unserer Sache und unseren Anforderungen in
höherem Maße gerecht geworden, als das sonst von anderer
Seite geschehen ist (Zuruf des Abg . vr . Glöckner ) .

Ich bin auch erstaunt über die agreffive Art , in der vorhin
der Herr Abg . vr . Glöckner unsere Fraktion angefahren
und angegriffen hat : Herr Abg . vr . Glöckner , ich weise
diese Behauptungen als ungerecht und als unwürdig zurück.
(Rufe links : oho ! — hört ! hört ! — lebhafte Gegenzurufe —
Erregung ; mehrfaches Glockenzeichen . Der ' Präsident bittet
dringend um Ruhe) .

Wir haben hier neue Anträge : Zu diesen neuen Anträgen
müssen wir Stellung nehmen . Auch die anderen Fraktionen
haben Gelegenheit, zu diesen Spezialfragen , wie sie hier ge¬
stellt sind» Stellung zu nehmen . Ich glaube, in eine ersprieß¬
liche Sitzung der HaushaltsausschuffeS können wir gar nicht
eintreten , solange nicht vorher diejenigen Abgeordneten, die
als Vertreter der Fraktionen im Haushaltsausschuß sind ,
wissen, welches Votum sie abgeben müffen. Dazu muffen Sie
aber Zeit lassen . Es ist selbstverständlich, daß 34 Leute län¬
gere Zeit nötig haben, um eine Aussprache durchzuführen/ als
eine kleine Fraktion . Diesem Umstand müffen Sie gerecht
werden.

Präsident vr . Baumgartner :
Wenn ich eine Behauptung oder Äußerung in der Rede des

Herrn Kollegen vr . Glöckner gegenüber dem Zentrum als
für das Zentrum „unwürdig " betrachtet hätte, dann hätte
ich selbst als Präsident seine Ausdrucksweise gerügt und zu¬
rückgewiesen . Ich habe aber in seinen Äußerungen eine
„unwürdige " Behandlung der jZentrumsfraktion nicht ' er¬
blicken können (Ruf links : sehr richtig! ) und kann sie auch
jetzt noch nicht darin erblicken (Abg . Frau Unger : Der Herr
Rüger ist rabiat ! — Heiterkeit) . Diesen Ausdruck , Frau
Abg. Unger , weise ich allerdings jetzt als unparlamenta¬
risch zurück (Heiterkeit) .

Ich glaube aber , die Geschäftsordnungsdebatte dürfte jetzt
wirklich erledigt sein.

Dem Hohen Hause habe ich vorzuschlagen, daß wir heute
Nachmittag — ich will eine weitere Konzession machen —
vielleicht um halb sechs Uhr den Haushaltsausschuß einbe¬
rufen kaffen . Der Herr Vorsitzende ist zwar nicht da ; aber
vielleicht könnte der stellvertretende Herr Vorsitzende eine
Zusage geben. Bei dieser Lösung wäre also heute Nachmittag
für die Fraktionssitzung des Zentrums Spielraum gelaffen.
Ich mache diesen Vorschlag unter der Voraussetzung, daß
nicht der Antrag gestellt wird, überhaupt den Nachmittag
ganz frei zu laffen ; soviel ich aus den Äußerungen des
Herrn Kollegen Wittemann entnommen habe, ist er der
Meinung , daß man um halb 6 Uhr Ausschutzsitzung halten
könnte . »

Widerspruch erhebt sich nicht . Ich nehme also das Einver¬
ständnis des Hauses damit an, daß wir heute '

Nachmittag um
halb 6 Uhr eine Sitzung des HauShaltsauSschuffes abhalten
Iaffen> mit der bestimmten Tagesordnung : Beratung über die
zu dem Gesetzentwurf über die Regelung des Staatshaushalts
eingegangenen Abänderungsanträge .

Die GeschäftSordnungsdebatte wird geschloffen.
Zu diner persönlichen Bemerkung erhält das Wort

Abg. vr . Glöckner (D . Dem . P .) :
Es ist doch selbstverständlich, daß ich nach den unglaublichen

Bemerkungen dos Herrn Kollegen Rüger mich zur Ge¬
schäftsordnung zu melden genötigt war .

Der Herr Präsident hat nun den Anwurf , den der
Herr Kollege Rüger mir gemacht hat , zurückgewiesen. Nach
der Geschäftsordnung bin ich nicht mehr in der Lage, darauf
zurückzukommen . Ich bedauere eö ! Ich glaube, es hätte
einer etwas schärferen Zurückweisung von meiner Seite be¬
durft (Abg. Hofheinz : Sehr gut ! ).

Ich erinnere aber daran , daß ich meine Ausführungen mit
dem Satz begonnen habe, daß der Herr Kollege Witte¬
mann sich nach meiner Ansicht sehr unnötigerweise erregt
hatte . Wenn also eine Erregung in die Diskussion hineinge¬
tragen worden ist, so ist sie von der Gegenseite hineingetragen
worden.

Hierauf wird auf Vorschlag des Präsidenten mit Zu-
stimmung des Hauses die Sitzung des HauShaltSauSschuffeZ
auf heute Nachmittag 5 )4 Uhr angesetzt und die Angelegenheitvon der heutigen Tagesordnung abgesetzt .

Zu Ziffer 12 der Tagesordnung :

Mündlicher Bericht des HaushaltSausschuffes und Be¬
ratung über den Gesetzentwurf über die staatliche Bet -
bürgung von Hypotheken zur Förderung des Baues von
Kleinwohnungen (Drucks . Nr . 29 und Nr . 29a )
erhält das Wort :

Berichterstatter Abg. vr . Glöckner (D . Dem . P .)r
Namens des HaushaltsausschuffeS habe ich Ihnen Bericht

zu erstatten über den Gesetzentwurf, der in der DrucksacheNr . 29 Ihnen vorliegt, den Entwurf eines Gesetzes über die
staatliche Verbürgung von Hypotheken zur Förderung des
Baues von Kleinwohnungen . Er besteht auS einem Artikel
und will nur eine kleine Änderung an diesem Gesetz , das
schon aus der Kriegszeit stammt . Es ist ein Gesetz vom 6.
Juli 1918, durch das das Finanzministerium ermächtigtwurde, „zur Förderung deS Kleinwohnungsbaues die Bürg¬
schaft für hypothekarisch gesicherte Darlehen zu übernehmen,
soweit die Hypothek die Hälfte des Schätzungswertes des be»
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lasteten Grundstücks oder Erbbaurechts übersteigt. " In dem
ursprünglichen Gesetz war die Gesamthöhe der zu überneh¬
menden Bürgschaften auf das Fünfzehnfache eines in dem
Gesetz vorgeschriebenen Sicherungsfonds beschränkt . Dieser
Sicherungsfonds sollte 500 000 Mark betragen ; somit sollte
der Bürgschaftsbetrag 7 500 000 Mark nicht übersteigen.

Infolge der Inflation mutzte dieses Gesetz wiederholt ab¬
geändert werden, und die letzte Abänderung vom 4. Mai
1923 hat gleichzeitig auch den Sicherungsfonds , von dem ich
eben gesprochen habe, beseitigt (Große Unruhe — Glocke des

Präsidenten — Der Präsident bittet dringend um grötzere
Ruhe) und hat bestimmt, datz der Sicherungsfonds wegfällt
und die Gesamthöhe der zu übernehmenden Bürgschaften den

Betrag von 200 Mill . uen Mark nicht übersteigen t >arf .
Nachdem wir nun zur Stabilisierung unserer Währung ge¬

kommen sind , ist es nötig , diesen Gesetzentwurf wieder den

heutigen Währungs - und Geldverhältnissen anzupassen. Es

ist deswegen vorgeschlagen , datz statt „ 200 Millionen Mark "

gesetzt werden soll »5 Millionen Reichsmark" . Im ganzen
sind in der Zeit vom Oktober 1919 bis zum Sommer 1923

nach Umrechnung der in der Zwischenzeit erfolgten Heimzah-

lungen . die sich etwa auf 7—8 Millionen belaufen . haben,
Hypotheken im Gesamtbetrag von 12 Millionen Paprermark
verbürgt worden, die, soweit nicht Aufwertung erfolgt ist,
der Inflation zum Opfer gefallen sind .

Es läßt sich nun zurzeit schwer übersehen, in welchem Um-

fang der Staat künftig durch die Übernahme von Bürgschaf¬
ten in Anspruch genommen wird . ES ist zu erwarten und

zu wünschen , datz die Bautätigkeit sich nunmehr im kom¬
menden Frühjahr in einer grötzeren und stärkeren Weise ent¬
wickelt. Di^ Regierung nimmt an , datz entsprechend dem ur¬

sprünglich vorgesehenen Höchstbetrag der Bürgschaftsüber -

nähme mit 7.5 Millionen Mark im Jahre 1918, die damals
im Juli 1918 — am Dollar gemesien — einem Wert von
rund 5,5 Millionen Goldmark entsprochen haben würden ,
heute etwa ein Betrag von 5 Millionen Reichsmark vorerst
sich als ausreichend erweisen werde.

Bei der Beratung im Ausschutz wurden von einer Seite

Zweifel erhoben, ob diese 6 Millionen Mark wirklich auS-

reichen werden. Es wurde auf die immer noch in sehr hohem
Matze vorhandene Wohnungsnot hingewiesen, auf die Er¬

höhung der Baukosten hingewiesen und dem Zweifel Ausdruck

gegeben , ob nicht bald eine Erhöhung notwendig werden
würde. Von anderer Serie wurde dem entgegengehalten, datz
der Landtag ja voraussichtlich noch bis in Wn Sommer hier
versammelt sein werde, und eine eventuelle Erhöhung, wenn
das Bedürfnis sich darnach zeige , ja leicht herbeigeführt wer¬
den könnte.

Dem Wunsche , der im Ausschutz hervorgetreten ist , datz die

Bürgschaften möglichst reichlich gegeben werden, wurde von
anderer Seite nicht widersprochen. Von einer Seite wurde
insbesondere auch bei diesem Anlaß wiederholt, daß für die

Lehrer in den Gemeinden draußen insbesondere ein teilweise
sehr dringende» Bedürfnis bestünde, zu Wohnungsbauten Dar¬
lehen zu erhalten , und der Regierung die Unterstützung der¬
artiger Wünsche warm ans Herz gelegt. Von einer Seite
wurde vor unsoliden Geldgebern, insbesondere ausländischen
Sparkaffen, gewarnt . Von anderer Seite endlich wurde dem
Wunsche Ausdruck gegeben , datz auch Wohnungen , die üb«
das Minimum hinausgehen , also Wohnungen von etwck 6
Zimmern , einer Unterstützung aus öffentlichen Mitteln teil¬
haftig werden. Demgegenüber wurde von anderer Seite der
Standpunkt vertreten , es sei notwendig, datz zunächst der
dringendsten Wohnungsnot , der Wohnungsnot , die durch
kleinste Wohnungen befriedigt werde, abgeholfen wird und

die Luxuswohnungen erst in zweite Reihe gestellt werden
müßten .

Schließlich wurde das Gesetz einstimmig angenommen , und
der Haushaltsausschutz beantragt :

„Der Landtag wolle :
1 . dem Gesetzentwurf, die Zustimmung erteilen ,
2. von der Frist für die zweite Beratung (§ 49 Verf .) ab-

sehen und
3. das Gesetz als dringend erklären (§ 23 Abs . 3 der Verf.) "'

Die allgemeine Beratung wird eröffnet.

Das Wort erhält

Abg . Frau Unser (Komm. P .) :
Wir begrüßen diese Vorlage d. h. die Abänderung , find aber

auch der Meinung , datz die Summe , die eingesetzt worden ist,
von 5 Millionen Mark zu niedrig ist. Ich befürcht« nämlich,
daß durch die niedere Summe draußen bei den Instanzen nach
unten eine gewisse Engherzigkeit bei Anforderungen dieser
Bürgschaften eintreten wird. Wenn nämlich die Instanzen
unten — die Beamten , die Bürgermeister usw., die doch die
ersten find , bei denen der Antrag gestellt wird —- erkennen,
datz vom Lande großzügig die Sache aufgezogen wird, ist man
auch dort bekanntlicherweise etwas großzügiger. Ist aber die
Summe klein , so haben die Herrschaften immer Angst, st«
würden hier gegen oben in irgend einer Form Anstoß erregen,
und werden natürlich in engherzigster WeiseHirse Ding« be¬
handeln .

Wir möchten also der Regierung anheim geben, auch in die¬
ser Beziehung Richtlinien hinauszugeben , in welcher Form
diese Bürgschaftsanträge zu behandeln find, und möchten darin
vor allen Dingen das eine betonen , daß für die kleinere»
Wohnungen nicht nur Wohnhäuser , die jetzige oder zukünftig«
Hausbesitzer bauen werden, mit Kleinwohnungen in erster Li¬
nie begünstigt werden ; sondern daß, wie bei dem gewesenen
Arbeitsministerium an dem UfuS festgehalten wird, daß in
erster Linie jene

'
Kleinwohnungen, die als Lein« Einfamilien¬

häuser in Frage kommen , begünstigt werden, damit insbeson¬
dere auch der Eigenheim-Gedanke um so besser zum ArSdWä!
kommen kann. *~

Weitere Wortmeldungen liegen nicht vor.
Die allgemeine Beratung wird geschlossen.
Auf das Schlußwort wird verzichtet.

In der Einzelberatung , in welcher der Präsi¬
dent Überschrift und Einleitung , sowie den einzige« Arti¬
kel des Gesetzentwurfs auftuft , wird das Wort nicht gewünscht.

Bei der hierauf folgenden Abstimmung wird der An¬
trag des Haushaltsausschuffes einstimmig angenommen .

Dem Antrag des Haushaltsausschuffes folgend, wird un¬
mittelbar in die,

2. Lesung des Gesetzentwurfs über die staatliche Ver¬
bürgung von Hypotheken zur Förderung des Baues von
Kleinwohnungen (Drucks . Nr . 29 und Nr . 29a)
eingetreten.

Die allgemeine Beratung wird eröffnet .
Es meldet sich niemand zum Wort.
Die allgemeine Beratung wird geschloffen.
In der Einzelberatung , in welcher der Präsi¬

dent Überschrift und Einleitung , sowie den einzigen Arti¬
kel des Gesetzentwurfs aufruft , wird das Wort ebenfalls nicht
gewünscht . «
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Die Emzelberatung wird geschlossen. js
Auf das Schlußwort wird jeweils verzichtet. -!
Bei der hierauf folgenden Schlußabstimmung wird | i

der Gesetzentwurf tp zweiter Lesung einstimmig an¬
genommen und das Gesetz als dringend im Sinne deH
Z 23 Abs. 3 der Verfassung erklärt .

Zu Ziffer 14 der Tagesordnung :.
Mündlicher Bericht des Haushaltsausschiksses und Btt-

rntung über die Denkschrift des Ministeriums des In¬
nern über die Entwicklung der Badischen Kraftverkehrs -
gesellschaft (Drucks . Nr . 28 und 28a)
erhält das Wort :

Berichterstatter Mg . Wittemaua (Zentr .) :
Wenn Sie sich den Staatsvoranschlag für das Jahr *1920

Hauptabteilung V, Ministerium des Innern , ansehen. so fin¬
den Sie Seite 96 unter Titel XVII B Außerordentlicher
Etat als § 1 folgendes vorgetragen :

Errichtung einer Badischen KraftverkehrS-Gesicklschast
m . b. H ., Beitritt des Badischen Staates als GesMschaf-
ter zu der Badischen Kraftverkehrsgesellfchast mÄ einer
Stammeinlage von 1 Million Mark, wovon sofort zu
entrichten sind 500 000 Mark.

Und in den Erläuterungen lesen Sie folgendes :
Es soll eine gemeinnützige .Kraftverkehrsgesellschaft

mit beschränkter Haftung begrükwet werden, dirren Auf¬
gabe die Übernahme der bisher von den Heinnttkolonnen
im Lande Baden gefahrenen Lastkraftwagen nfw . ist.
Gesellschafter find vorerst das Reich und das Hand Ba¬
den . Die Beteiligung von Gemeind^ ist vorgesehen.
DaS Stammkapital der Gesellschaft beträgt 1 500 000
Mark. Hiervon übernehmen das Reich 500000 Mark und
der badische Staat 1 Million Mark. Das ReLch bringt
aus den vorhandenen Beständen der bisherigen Heimatko¬
lonnen das gebrauchsfähige Krastfahrgerät im , Betrage
von 500000 Mark als Sacheinlage unter Verrechnung auf
die Stammeinlage ein. Die von Baden zu leistende
Stammeinlage ist zur Hälfte sofort und , zur an¬
deren Hälfte auf - Anfordcrn des Aufsichitsvats der
Gesellschaft einzuzahlen . Es ist zu erwarten , daß
der Betrag von 500 000 Mark, der nicht gleich zu' be¬
zahlen ist, infolge Beitritts von Städten als Ge¬
sellschafter ganz oder zum größten Teil hatriji deren
Stammeinlage aufgebracht wsxd, so daß ei« 'Anforde¬
rung von 500 000 Mark genügt.

Und wenn Sie sich dann den StaatsvoranschlaK 1921/22
ansehen, so finden Sie dort m der gleichen Hauptabteilung
unter dem Titel XVII B Außerordentlicher Etat j§ 1 den
Posten

^
» Errichtung einer Badischen Kraftverkehrsgesellschaft

Mit beschränkter Haftung : Beitritt des Staates,als Ge¬
sellschafter . II . Teilzahlung 500 000 Morl . Die
erste Hälfte der Stammeinlage von 1 Million,

‘ Mark
wurde bereits im Staatsvoranschlag für 1920 angefor¬
dert und eingezahlt. Erläuterungen hierzu siehe im
Staatsvoranschlag 1620 Titel XVII Hauptabtei¬
lung V. Seite 96/97 . '

Die Erläuterungen habe ich Ihnen eben bekannt gegeben.
Aus diesen Erläuterungen hat sich eines in der Zwischen¬reit nicht realisiert , daß nämlich eine Beteiligung tPr Städte .

der Gemeiickwa eintrete . Gemeinden haben sich nicht betei¬
ligt. Dagegen ist die zweite Hälfte , von der im Jahre 1920
die Rede ist, mit dem Etat 1921/22 nachgefordert worden als
auf Anruf fällig gewordene zweite Einzahlung .

Die vorliegende Denkschrift hängt nun mit diesen Etatpo¬
sitionen zusammen. Sie will darstellen, wie die Kraftver¬
kehrsgesellschaft entstanden ist — das haben Sie bereits aus
den Erläuterungen , die ich Ihnen zur Kenntnis gebracht
habe , erfahren — ; sie will dann weiter darlegen , wie die
Kraftverkehrsgesellschaft sich bis heute entwickelt hat , wie sie
sich wirtschaftlich darstellt, und sie will dann - eine Entscheidung
herbeiführen, waS nun mit dieser Kraftverkehrsgesellschaft
in der Zukunft geschehen soll.

Die Entwicklung der Kraftverkehrsgesellschaft, nachdem sie
einmal nach Kriegsende ins Leben gerufen war , hat sich in
Baden zu verschiedenen Zeiten als sehr vorteilhaft und nutz¬
bringend für das Land bewährt. Ursprünglich wurde sie ins
Leben gerufen, um den Krastwagenpark zusammenzuhalten ,um das Heresgut nicht verschleudern zu lasten, und dann,
um gegenüber der damals herrschenden großen Verkehrszer¬
rüttung und den Folgen, die damit für das badische Wirt¬
schaftsleben eintreten mußten , Abhilfe zu schaffen. Diese
Zwecke hat die Kraftverkehrsgesellschaft tatsächlich auch er¬
reicht . Sie hat eine Zentrale unterhalten und hat Be¬
triebsabteilungen in Karlsruhe , Freiburg und Mannheim
eingerichtet, und sie hat in den Geschäftsjahren 1920 bis 1924
sich in der Weise betätigt , daß sie die in der Denkschrift be-
zeichneten Kilometerzahlen abgefahren und dabei die in der
Denkschrift angegebenen Tonnen Güter befördert hat ; im
Geschäftsjahr 1920/21 : 252111 Km. mit einer Leistung von
50*263 Tonnen ; 1921/22 eine Steigerung auf 331391 Km.
und auf 85 256 Tonnen ; im Jahre 1922/23 eine kleine Ab¬
nahme der Kilometerleistung, dagegen eine bemerkenswerte
Zunahme der Tonnenleistung , nämlich 308 321 Km. und
! 01 949 Tonnen ; im Jahre 1923/24 ist sowohl die Leistung
an Kilometern, die gefahren wurden, wie an Tonnen , die
befördert wurden, wesentlich zurückgegangen. Dieser Rück¬
gang hängt damit zusammen, daß eben in der Zwischenzeit»
nachdem die Wirtschastskrisis überwunden war , Privatbe¬
triebe, die bisher die Kraftverkehrsgesellschaft benützt haben,
sich eigene Kraftwagen angeschafft haben, ferner damit , daß
auch die Verkehrsverhältniste auf der Bahn sich günstiger ge¬
staltet Hecken, und namentlich auch damit , daß eine wesentliche
Hauptleiftung der Kraftverkehrsgesellschaft nicht mehr in An¬
spruch genommen werden mußte . Diese Hauptleistung hängtdamit zusammen, daß die Franzosen das Gebiet von Kehl
vorrückend bis Appenweier und Ofsenburg besetzt hielten und
daß dort die Kraftverkehrsgesellschaft einsprang und neben
der Nebenbahn Bühl—Kehl—Lahr den gesamten Güterver¬
kehr von und nach Kehl übernahm und dabei 63 276 Tonnen
Güter beförderte. Die Inanspruchnahme an einer oder ganzwenigen Stellen hatte nun zur Folge, daß neben der An¬
schaffung von eigenen Kraftwagen durch die Industrie auch
die Orte , von denen die Kraftverkehrsgesellschaft nicht mehrin Anspruch genommen werden konnte, sich auf andere Der»
kehräinttel einstellten. Das tat natürlich der ganzen Gesell¬
schaft Abbruch , und damit hängt der Rückgang an Leistun¬
gen zusammen. Die Inflationszeit hat sich natürlich auch be¬
merkbar gemacht . Es ist aber der Kraftverkehrsgesellschaft
gelungen, sich die Inflationszeit hindurch zu halten , dadurch,daß sie ihren materiellen Bestand an überflüssigen Wagen zu¬
sammenzog und reduzierte und daß sie auch das Personal ver¬
minderte. So ist es ihr gelungen , in das Frühjahr
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1923/24 mit geringen Verlusten und mit geringer Erschütte«
rnng hineinzukommen.

DaS Ergebnis der Tätigkeit der Kraftverkehrsgesellschaft
ersehen Sie aus der Darstellung , die Sie Seite 2 der Denk¬
schrift vorfinden. Dort sehen Sie die Entwicklung des Kraft¬
wagenbestandes, und unten sehen Sie dann auch rechnerisch
den Stand der Gesellschaft , das Ergebnis ihrer Tätigkeit in
kaufmännischer Bilanz dargestellt.

Die Kraftverkehrsgesellschaft hat die Wagen seinerzeit vom
Heere übernommen, hat in der Zwischenzeit, soweit es schlechte
Wagen waren , sie abgestoßen, soweit es reparaturfähige Wa¬
gen waren , sie mit Gummibereifungen versehen und sie auf
einen modernen Stand bearbeiten lassen . Sie hat dann
aber auch neue Wagen angeschafst und sie den Verkehrsbedürf-
niffen ausgestattet und so ist der Bestand der Gesellschaft
heute ein ganz befriedigender. Ihr Reinvermögen beträgt ,
wie Sie aus der Denkschrift entnehmen können» 236 419 Gold»
mark, und dieser Bestand ergibt sich bei einer ganz sorgfälti¬
gen Berechnung der einzustellenden Werte . Der Kraftwagen¬
park ist nur mit 60 Prozent des durch Sachverständigengut¬
achten ermittelten Wertes eingestellt, das Bereifungskonto
auch nur mit 50 Prozent der Listenpreise, und die sämtlichen
Einrichtungsgegenstände und alle Ersatzteile sind nur mit dem
Schrottwert eingestellt.

Nun wirft sich die Frage auf : Was soll jetzt mit der Kraft¬
verkehrsge ; ellschaft geschehen , nachdem ein dringendes und
wirkliches Bedürfnis der Privatwirtschaft für den Bestand der
Gesellschaft nicht mehr vorliegt, und nachdem auch andere
Gründe , die zur Gründung und zur Erhaltung der Kraft¬
verkehrsgesellschaft geführt haben, nicht mehr mitspielen?
Man hat damals auch bei der Gründung daran gedacht, daß
im Notfall auch für militärische Zwecke die Kraftverkehrsge¬
sellschaft ihren Park zur Verfügung stellt, um Bewegungen
für die bewaffnete Macht auszuführen . Man hat auch da¬
ran gedacht, daß sie Aushilfe leisten sollte. Aber dazu war
keine Notwendigkeit, es fft nie dazu gekommen . Lediglich
für die Privatwirffchaft hat die Kraftverkehrsgesellschaft ge¬
arbeitet .

ES hat nun der Herr Kollege Or . Glöckner im Landtag
1921 angeftagt , wie es eigentlich mit der Kraftwagenverkehrs¬
gesellschaft sich verhalte, und ob es wahr sei, daß die Sache
von der Post übernommen werde. Daraufhin hat damals der
Herr Minister Remmele erwidert , von der Reichspost sollen
zunächst nach Zustimmung des ReichstagSausschuffeS die
Kraftwagenverkehrsverbindungen übernommen werden, die
im badischen Lande von der Eisenbahndirektion eingerichtet
worden sind . In dieser Beziehung herrscht zwischen dem Fi -
nanzmimsterium und dem badischen Staat Übereinstimmung.
Die Kraftwagengesellschaft, die das Ministerium des Innern
in seiner Obhut hat . ist jene Gesellschaft, die zur Verwertung
der Heereseigenen Wagen gegründet wurde , als eine Über¬
gangswirtschaft, um, solange der Pferdemangel und der Trans¬
portmittelmangel herrscht, den Verkehrsbedürfnissen gerecht zu
werden. Diese Gesellschaft soll nicht an die Post übergehen;
sie wftd eines schönen TageS auf den Aussterbeetat gesetzt
werden müssen . Diese Kraftwagengesellschaft beschäftigt sich
im wesentlichen oder überhaupt ausschließlich nur mit Last¬
kraftwagen. — Der Herr Minister war also der Meinung ,
daß die Gesellschaft schließlich von selbst eingehen werde, und
die Regierung hat auch nicht daran gedacht , an und für sich
diese Gesellschaft aufrecht zu erhalten . Sie hätte sie eines
natürlichen Todes sterben lasten, wenn nicht etwas anderes
eingetreten wäre, und dieses andere ist die Stellungnahme des

i
Reichsverkehrsrninisteriums zu dieser Kraftverkehrsgesell¬
schaft nicht bloß in Baden , auch in Württemberg , Bayern und
Preußen ; dort schon natürlich wegen der Größe des Landes
sind an verschiedenen Orten derartige Kraftverkehrsgesellschaf¬
ten eingerichtet worden und haben sich Wt auch günstig unge¬
lösten, derart , daß das Reichsverkehrsministerium heute noch ,
großes Gewicht darauf legt , daß diese Gesellschaften weiter
bestehen, und wenn das badische Land auch die Absicht hätte,
tzie Gesellschaft aufzulösen , so könnte es dies nicht tun ohne
iPitwirkung des Reichs . Das Reich ist Teilhaber der Unter -d

nehmen , es ist eine Gesellschaft m. b . H ., und nun bestimmt
deP § 60 des Gesetzes für die Gesellschaft mit beschränkter
Haftung in Ziffer 2 : Die Gesellschaft wird aufgelöst durch
Beschluß der Gesellschafter . Derselbe bedarf, sofern im Ge¬
fells chaftsvertrag nichts anderes bestimmt ist, einxr Mehrheit ,
von drei Viertel der abgegebenen Stimmen . Wenn das
Reichsverkehrsministerium sich weigert, kann diese Mehrheit
deS IZesetzes nicht ereicht werden. Die Kraftverkehrsgesell¬
schaft muß also nach dem Willen des ReichsoerkehrÄniniste- ■
riumA weiter bestehen . Das Reichsverkehrsministerium hat
unserer Regierung erklärt, wenn Baden die Sache aufheben
will , aut dann gliedern wir diese Kraftverkehrsgesellschaft
nach Württemberg oder Frankfurt an, wo die nächsten Kraft -
verkehriPesellschaften bestehen , dann sehen wir, daß der Wa¬
genpark und das ganze Unternehmen dorthin verbracht wer- , ;
den. D ' ts wäre natürlich ein Ausfall für uns in Baden. f
der nicht erfteulich wäre, und den auch nicht nötig ist.

Es sprechen nämlich^Gründe dafür , daß man die Gesell¬
schaft wüster, bestehen läßt , und das ReichsverkehrSministerium
führt qdJ* solche Gründe an , die steigende Bedeutung deS
Kraftwa -z-mverkehrs für das Wirtschaftsleben, die das Weiter¬
bestehen 'von gemeinnützigen Großbetrieben in allen Landes¬
teilen auch weiter erwünscht erscheinen laste. Außerdem ;

. aber bkMichtigt daS Reichsverkehrsministerium diese Krast-
wagen-Bmkehrsgesellschaft in eine enge Arbeitsgemeinschaft I
mit dem Eisenbahnbetrieb zu bringen , um die Güterbeförde« - .
rung nach wirtschaftlichen Gesichtspunkten zwischen Reichsbahn j ;
und Kraftverkehrsgesellschaft zu teilen , und sie denke dabei
an die Mernahme der Güterbeförderung durch die Kraft- , ;
Verkehrs^ sellschasten zwischen den Außenbahnhöfen der Groß- j \
städte, z., 58. in Berlin , aber auch zum Beispiel in Mannheim i
zwischen den Häfen und den Güterbahnhöfen . In Berlin fft ^

1

diese Zusammenarbeit schon praktisch geworden, in Mann¬
heim sin!» die Vorarbeiten für diese Zusammenarbeit gemacht .
Ein weitürer Grund , den das Reich angibt, ist der, daß eS
Wert dqi« uf legt, einen derartigen Kraftwagenpark in allen 1 ..
Reichsteglsn zur überwirwung unvorhergesehener Schwierig- j |
leiten uitch zur regelmäßigen Verkehrsbewältigung nach wie | t
vor zu hoben . *

Wir im Baden können derartige unvorhergesehene Schwie¬
rigkeiten in der regelmäßigen Verkehrsbedienung viel leichter
bekommet als andere Länder . Wir sind Grenzland . Wir
haben schon erlebt, wie eS in Mannheim gemacht worden
ist, wie Trt Kehl das Besetzungsgebiet vorgeschoben worden ist.
Wir waren gottftoh, daß wir die Kraftverkehrsgesellschaft
mit ihrem Wagenpark hatten . Bei der unsicheren politischen
Konstellation könnte der Fall auch wieder eintreten und dann
würden &>tr ein Mittel entbehren , mit dem wir den Bedürf¬
nisten deS Verkehrs und der Kraftbeförderung abhelfen könn¬
ten.

Aus di üsen Erwägungen kommt die Regierung in ihrer Denk«
schrift zu der Ansicht, daß man dem Wunsche des Reichsver¬
kehrsminiZeriums entsprechend und aus desten Gründen und

*
(
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auch aus spezifisch badischen Gründen — den Hauptgrund
habe ich ja eben angegeben — zustimmen soll, daß die Kraft -
verkehtSgesellschast weiter bestehen bleibt. Wenn man aber
einmal zu dieser Ansicht kommt , dann ist es selbstverständlich ,
datz man die Krastvetkehtsgesellschast mit ihrem Material
nicht so belassen kann, wie eS infolge der Abnützung, infolgeder Zeit und infolge deS schlechten Bestandes seinerzeit bei
der Gründung sich heute darstellt. Diese Kraftverkehrsgesell¬
schaft muh» wenn sie etwas leisten soll , sich erneuern , sie müh
auf einen modernen Stand und auf einen angtmeffentn
Wagenpark gebracht werden. Die Denkschrift denkt an die
Beschaffung eines Wagenparks von 18 modernen Lastkraftwa¬
gen MindensteNS , di« verfügbar sein sollen. Damit nun daS
geschehen kann, hat die Gesellschaft , in der düS Reich UNd Da-
ben vertreten find, einen Btschlutz gefaßt, Gesellschaft und
AufsichtSrat unter dem 7. NovembSc 1834 dahingehend, dahhs8 Gesellschaftvkapital um 100 000 Mark zu erhöhen sei. Da
nur zwei Gesellschafter vorhanden find, Reich und Land Und
zwar i« Verhältnis ; Land zwei Drittel , Reich ein Drittel ,verteilt sich natürlich die beschlossene Erhöhung deS Gefell-
schostskapikalS in gleichem Verhältnis ans Reich und Land.Das Reich hat nun 33 866 Mark die auf eS entfallen , in sei¬nem Budget vorgesehen , und für Baden ergibt sich nun die
Notwendigkeit, wenn die Geschichte nicht scheitern soll, auch
seinerzeit die zwei Drittel von 100 000 Mark die auf Baden
entfallen , mit 66 007 Mark im Budget vorzusehen, damit die
Sache auf de« neuesten Stand gebracht und lebensfähig er¬
halte» wird.

Der Herr Finanzminister hat der Angelegenheit zugestimmtau » den Gründen , die für die Erhaltung der Gesellschaft spre¬
chen, und eS ergibt sich am» der Denkschrift, dah daS LandBaden ein ziemliches Interesse daran hat , dah die Gesellschaftweiter besteht , und daß fie leistungsfähig bleibt. AuS diesenGründen erscheint e» angemessen» datz auch dar Land Baden
die zwei Drittel von der Kapitalserhöhung in die Gesellschaft
einschlieht . Ter Betrag ist nicht sehr hoch im Verhältnis zuder Angelegenheit, um die eS sich handelt , und es empfiehlt
fich deshalb dem Wunsche des Reiches, der ja auch zum
Nutzen von unS gereicht , zu entsprechen und di« Kapitalser¬
höhung in der genannten Höhe zu übernehmen und einzube¬zahlen. Für das Land Baden liegt eine gewisse Garantie ,daß die Sache vorschriftsmähig vor sich geht, darin , datz die
Prüfung der G. m, ö. H., die durch die Treuhandgesellschafi
erfolgte und ziemlich teuet kam, in Hinkunft in Wegfall kom-men soll. Darüber find die Regierung und das Reichsver-
kehrsministerium einig geworden, dah die Prüfungen von
Amts wegen vorgenommen und dah garantiert wird, datz die
badischen Belang« bei der Prüfung gewahrt werden.

AuS allen diesen Gründen ist der Ausschuh zu dem Antraggekommen , daß man dem Inhalt der Denkschrift zustimmenkann. Gr schlägt Ihnen deshalb vor, den Beschluß zu fassen :
1. Der Landtag nimmt Von der Denkschrift des Staats -

Ministeriums über die Entwicklung der bat" scheu Kraft¬
verkehrsgesellschaft Kenntnis ,

er schlägt Ihnen weiter vor :
3. Der Landtag ermächtigt das StaatSminrsterrum ,im nächsten Nachtrag zum StaatSvoranfchlag die

erforderlichen Mittel einzustellen, Um dem Kapitaler -
höhungSbeschlutz deS Aussichtsrates und der Gesellschaftder Versammlung zu genügen.

Dieser Beschluß fit mit allen Stimmen bei einer Enthalttung gesatzt worden.
Ich habe die Ehre , dem Hohen Hause vorzuschlagen, diese«

Antrag deS HauShaltSauSschufleSzuzustimmen.
Der Präsiden ! gibt folgenden, während der Sitzung ein¬

gekommenen Antrag der Abg. Rittet , Gäßlek, Ungtt , be¬kannt:
„Der Landtag beschlietzt : Die Denkschtift, sowiedie angefordert « Summ « wird abtzelehnt"

und stellt ihn mit zur Debatte .

Zür Geschäftsordnung erhält das Wott :

Abg . Mn In (Wirtsch. Skt ., Gast des LandbundeS) :
Die Nachricht Aber die Behandlung dieser Materie im HauS-

haltsäuSschutz hat in den Kreisen des Landestransportge »
WerbeS große Erregung hervorgerufen . Die Tatsache, datz
jetzt nach Jahren nach der Auffassung der Vertreter des Lan-
deSttanSportgewerbeS die Voraussetzungen für die Existenzbe¬
rechtigung d«S Unternehmens fehlen, hat in den Kreisen deS
Transportgewerbes die Ansicht erweckt, daß man eigentlich andie Beseitigung und nicht an die Neufündierung
dieses Unternehmens herantreten müsse . Ich bin nicht i»der Lage, alle die Gesichtspunkte, die hier in Frage kommen,geltend zu machen. Ich bin nur gestern kurz informiertworden, und diese Information hat den Eindruck erweckt, datz
tatsächlich die Privatunternehmungen auf diesem Gebiete
außerordentlich geschädigt werden. Wenn man daran geht,neue Wagen zu beschaffen , insbesondere daran geht, den
GütetverkShr zwischen dem Zentrakgüterbahnhof und den Städ¬te« zu i 'bcrnehmen und diese Gesellschaft an die Reichseisen-
bähNgesellschaft anzugliedern , so ist die Tatsache gegeben, datzdüs alte Gewerbe, daS viele Angestellte beschäftigt, in demein großes Privatkapital angelegt fit, nach und nach zugrundegehen mutz, zugunsten dieser Verkehrsgesellschaft. Daran
hat nach meiner Auffassung der Staat kein Interesse » schon
deswegen nicht , weil feine Steuerzahler auherordent¬
lich geschädigt werden.

Ich hätte deswegen den Wunsch gehabt, die Materie solange zurückzustellen , bis die Interessenten Gelegenheit hat¬ten, dem Landtag ihre Meinung kundzutun . Sie ivüren dazunicht in der Lage, weil ihnen ftüher eine Mitteilung nichtzuging und sie erst am Freitag oder Samstag in der Pressevon der Absicht der Regierung gelesen haben . Wie wir ihit»
geteilt wurde, wird der Syndikus der Organisation heute nach¬mittag hierherkommen, um auchbei der Regierung di« Beden-ken dieser Unternehmer zur Geltung zu bringen . Ich möchtedeshalb, ohne daß ich auf die Materie zunächst weiter eingehe.
geschäftsordnungSmätzig den Antrag stellen, die Behandlung und
Beratung dieser Sache solange zutülkzustellen, bis die Inter¬
essenten gehört find. Morgen kann dann die weitere Behand¬lung stattfinden. Ich glaube nicht, datz eS eine grotze Aus¬
einandersetzung geben wird . Ich lege aber großen Wert
darauf , daß den beteiligten Interessentenkreise « Gelegenheit
gegeben wird, dem Landtag sowohl wie der Regierung ihr«
Auffassung darzulegen und bitte dem Antrag , die Sache vor¬
erst zurückgustellen , zustimmen zu wollen.

Präsident Dr . B » u « gart » ek :
Es fit der geschäftsordnnngsmätzige Antrag gestellt worden,die Beratung und Abstimmung über den Antrag deS HauS-

halisauSschüsseS Nr . 28a zurüikzustelleu.
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Die Beratung über den geschäftsordnungsmäßigen An¬

trag wird eröffnet.
'

E» erhält das Wort

Minister des Innern R e m m e l e :

Ich möchte bitten , dem Antrag die Zustimmung nicht zu er.
teilen. DaS was von den Interessenten zu dieser Angelegen,

heit vorzutragen ist , dürfte nach der Einstellung , von der man
sonst hört , allgemein bekannt sein. Es handelt sich nicht um
die Neueinnchtung des Unternehmens , sondern dieses Unter -

nehmen rst älter als die Unternehmungen privatwirtschafUicher
Natur , die etwa den Wunsch haben , gegen das Unternehmen
irgend welchen Einspruch zu erheben. Hier handelt eS sich aber
nicht darum , eine Konkurrenz gegen privatwirtschaftliche Unter ,

nehmungen zu machen . Die Tätigkeit dieser Institution ist
beschränkt und soll eine wesentliche Ausdehnung über das , was
in der Denkschrift gesagt worden ist , nicht erfahren . Der Herr
Reichsverkehrsminister hat in seiner Züschrist an das Land,
nachdem wir ihm selbst gegenüber die Liquidation des Unter¬
nehmens beantragt haben, unterm 24. Juli l. I . geschrieben :

. Sollte daS Land Baden trotz der vorgehaltenen Beden¬
ken auf Auflösung der Gesellschaft bestehen wollen, so
würde ich mein Einverständnis dazu nur unter der Be¬
dingung in Aussicht sollen können, daß sich die badische
Regierung damit einverstanden erklärt, daß daS bisherige
Arbeitsgebiet der Gesellschaft gegebenenfalls unter Über¬
nahme der Firma an eine benachbarte KraftverkehrSge-

sellschast übergehen und ein Angebot dieser auf Erwerb
der für ihre Zwecke in Betracht kommenden Anlagen und
Fahrzeuge wohlwollend geprüft wird ."

Mt anderen Worten , wir besinden unS in einer Zwangs¬
lage ., ES . find höhere staatspolitische Beweggründe, die daS
Reich veranlassen, das Band ' Baden zu ersuchen, vorläufig die
Liquidation nicht zu beschließen , wir haben aber laut des Ge¬
fellschaftsvertrags jederzeit die Möglichkeit , bei anderer Sach-
läge die Liquidation ohne längere Fristeinhaltung zu bean-
tragen , und meiner persönlichen Einstellung nach werden wir
der Frage wieder näher treten , sobald eine andere Sachlage
«ingetreten ist .

Ich sollte glauben , daß angesichts dieser Sachlage eine Ber-
kagung der Beschlußfassung nichts nützt, weil wir mehr oder
weniger an einen Vertrag gebunden sind und mit dem Reiche
uns loyal über solche Fragen verständigen müssen .

Die Beratung wird geschlossen.

Bei der hierauf folgenden Abstimmung über den geschäfts -
ordnungSmätzigen Antrag des Abg. v o n A u auf Zurückstellung
der Behandlung und Abstimmung über den Antrag des HauS-
haltsauSschufles (Drucks . Nr . 28a) wird der Antrag mit großer
Mehrheit abgelehnt .

Die Beratung wird eröffnet .

Zugleich zur Begründung de» Antrags der Abg . Ritter , GStz.
ler , Unger auf Ablehnung

erhält daS Wort :

Abg . Ritter (Komm. P .) :

Unsere Stellungnahme zu dieser Gesetzesvorlage ist ganz kurz
und präzis schon im Ausschußgesagt worden. Ich muß hier trotz¬
dem noch einige Worte dazu sagen. Uns scheint , daß diese
Kraftverkehrsgesellschaft zu jener Zeit , als in Deutschland
große WirtschaftSkämpfe ausbrachen , zu dem Zwecke ins Le¬
hen gerufen wurde , um den streikenden und kämpfenden Ar¬

beitern in den Rücken zu fallen. Die sogenannte Organisa¬
tion der technischen Nothilfe kommt in der Vorlage zum Aus¬
druck. ES soll diese Gesellschaft ebenfalls dazu verwendet wer¬
den, im Notfälle für polizeiliche Zwecke Dienste zu tun . Wen»
auch in der Begründung steht, die Polizei sei selbständig und
organisatorisch stark genug , um der Hilfe einer solchen Gesell¬
schaft nicht zu bedürfen , so geht für die Zukunft eben doch
auch daraus hervor, daß — falls Streiks oder andere durch
Streik hervorgerufene wirtschaftliche Erschütterungen eintre -
ten — dann diese .Kraftwagengesellschaft", wie sie sich nennt ,
emgreifen und in der Weise tätig sein wird , daß sie Streik¬
brecherdienste leistet.

Selbstverständlich sind wir Gegner derartiger Einrichtungen .
Run ist ja fteilich seitens des Ministers des Innern zum

Ausdruck gebracht worden, er habe daran gedacht , diese Krast-

wagengesellschaft abzubauen , zu beseitigen oder zu erledigen,
weil sie eine Nachkriegserscheinung und heute nicht mehr als
notwendig anzuerkennen sei : wenn man aber feststellen muß,
daß er jetzt dennoch diese Gesellschaft beibehält und wenn man
dabei die kommenden WirtschaftSkämpfe im Auge behält, dann
kann man eS schon verstehen, wenn ich sage, daß für die nächste
Zukunft die „Kraftwagengesellschaft

" eben Dienste der bezeich-
neten Art leisten soll .

Ich meine also : Im Falle eines EisenbahnerftreikS oder son¬
stiger wirtschaftlicher Begebenheiten oder Vorgänge, bei denen
die Arbeiter um ihre Existenz kämpfen, wird diese Gesellschaft
zum Zwecke des Streikbruches verwendet werden.

Wir sind nicht für solche Organisationen , weil wir wissen ,
wie schädigend sie für die Interessen der Arbeiterschaft sind .

Aber auch hier in dieser Gesetzesvorlage kommt das zum
Ausdruck , was wir bisher schon immer behauptet haben» daß
auch hier es wieder der sozialdemokratische Innenminister
Remmele ist , der daS Verdienst der Gründung dieser tech¬
nischen Rothilfe mit staatlichen Mitteln hat ; er hat da» Ver¬

dienst, diese Organisation inS Leben gerufen zu haben, eben¬
so wie andere Organisationen der staatlichen Polizei usw.,
welche immer nur zur Unterdrückung der Arbeiterschaft einge-

setzt weiden.
Wir lehnen also diese Vorlage ab (Zuruf deS Abg . R o e s ch ).

'

Abg . von Äu (Wirtschaftl. Ver., Gast des Landbundes ) :

Daß der Antrag auf Zurückverweisung abgelehnt worden ist,
bedauere ich im Interesse der Sache außerordentlich , weil ich
gewünscht hätte , daß den Interessenten Gelegenheit gegeben
worden wäre, ihre Gründe vorzutragen . Nachdem aber diese
Ablehnung erfolgt sst , bin ich doch genötigt, noch einiges aus¬
zuführen .

Dabei h - " e. V* nicht die Absicht, die Sache etwa nach der
militärisch-polizeilichen Seite ins nötige Licht zu rücken.
Ich möchte die ganze Frage nur in ihrer Auswirkung auf daS
private Wirtschaftsunternehmen betrachten und behandeln
(Abg . Ritter : Da hätten Sie noch eine Stütze !).

Nun steht in der Begründung zu dem uns vorgelegten Ge¬

setzentwurf der Satz :
»Das Reichsverkehrsministerium betonte zur Begrün¬

dung seines Standpunktes die steigende Bedeutung des
Kraftwagenverkehrs für daS Wirtschaftsleben, die daS
Weiterbestehen von gemeinnützigen Großbetrieben in al¬
len Reichsteilen erwünscht erscheinen lasse."

Hier findet sich also mit keinem Worte daS ausgesprochen,
waS ja , wie der Herr Minister auSgeführt hat , sehr erfreu¬
lich wäre : daß jederzeit „unter anderen Bedingungen " eine
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Liquidation möglich wäre . Zu entscheiden , wann diese ge¬
änderten Voraussetzungen gegeben sind , dcks ist jedoch Sache
des Reichsverkehrsministeriums, also einer Reichs stelle,
die uns eben in dieser Beziehung dirigiert , die uns in ein«
Notlage versetzen und unter Hinweis auf Frankfurt
oder Stuttgart jederzeit zwingen kann, diese Drnge eben
dmh weiterlaufen zu lassen .

Dabei — diesen Eindruck habe ich aus der Besprechung
und aus der Aussprache gewinnen müsien — leidet unser
badisches Landtransportgewerbe : Dieses hat aber doch genügend
Tragen zur Verfügung , soll Steuern bezahlen und kann se^peArbeiter nicht genügend beschäftigen . Nun geben wir ja
durch die geplante Maßnahme nicht die Möglichkeit dazu,
daß langsam abgÄbaut wird, sondern es sollen jetzt neue Wa¬
gen erstellt werden. Wenn auch die Summe , die ausgegeben
werden soll, nicht groß ist, handelt es sich immerhin um eine
neue Kapitalanlage . Damit ist aber die Möglichkeit der
Ausdehnung geschaffen . Ich labe die Tragweite der ganzen
Angelegenheit ' * Haushaltsausschuß nicht genügend über¬
sehen, sonst hätte ich mich dort schon gegen die ganze Gesetzes¬
vorlage gewendet und gewehrt. Ich kann unter den obwalten,
den Umständen der Vorlage meine Zustimmung nicht erteilen.

Jedenfalls werden ja jetzt die Interessenten post kestum
an die Regierung und an den Landtag herantreten . Wir.
werden die Gründe noch kennen lernen , die die Herren bewe¬
gen. Heute möchte ich nur darauf aufmerksam machen , daßder Verkehrsausschuß des Deutschen Indu¬
strie - und HandelStages mit bezug auf diese Ange-
legenheit vor einigen Tagen eine Entschließung gefaßt hat ;er war , wie es .ujeint, von den hier bestehenden Absichten des
VerkehrSministeriumS früher unterrichtet. Diese Entschlie-

. ßung lautet :
»Der VerkehrSausschuß deS Deutschen Industrie - und

Handelstages hat mit Befremden von vorbereitenden
Maßnahmen der Deutschen Reichsbahn-Gesellschaft
Kenntnis genommen, die eine Ausdehnung ihrer Mono-
polstellung im deuts hen Verkehrswesen auf daS gesamte
Speditionsgewerbe , den Rollfuhrbetrieb und den Last¬
kraftwagenverkehr bezwecken.

Mit Entschiedenheit weist er nach wie vor jeden Ver¬
such einer Vergesellschaftlichung privater Unternehmen
zurück und fordert, daß die Existenz aller Betriebe des
deutschen Verkehrsgewerbes — der Unternehmungen
sowohl wie ihrer Arbeitnehmer — unangetastet bleibt.
Die Schädigung, welche diesen wichtigen Wirtschafts,
zweigen aus dem Vorhaben der Reichsbahngesellschaftzu
erwachsen droht, würde unverhältnismäßig größer sein
als der bestmöglichste Ertrag der für die ReichSbahnge -
sellschast aus der Eröffnung eigener Speditionsabteilun -
gen und der Übertragung des Rollfuhrgeschüftes auf den
Eisenbahn-Krastwagenverkehr überhaupt gewonnen wer¬
den kann. Dieser Absicht der Reichsbahn mutz , nicht
zuletzt auch im Jntereffe der Verkehrstreibenden selbst,
entgegengetreten werden, da Handel und Industrie bis-
her gerade aus dem Vertrauensverhältnis zwischen Ver-
ftachter und Spediteur besondere Vorteile geschäftlicherNatur gezogen haben, und überdies keinerlei Gewähr
für die Rentabilität des geplanten neuen Betriebszweiges
der Deutschen Reichsbahn-Gesellschaft gegeben ist. Zueiner Steigerung ihrer Einnahmen kann nur eine Erhö¬
hung ihrer Leistungen führen."

Aus dieser Entschließung ersieht man . - daß auch Indu¬
strie und Handel Befürchtungen hegen, die in der Rich¬

tung gehen : es handle sich nicht etwa nur darum , daS Un¬
ternehmen vorübergehend noch über Wasser zu halten, son¬
dern es werde auf diesem Gebiet weiter gearbeitet werden.
Unter diesem Gesichtspunkt treten sie der Entwicklung, die
hier zu beobachten ist, entgegegen.

Wir sind der Auffassung : Bei genügender Erörterung der
Frage und wenn man insbesondere die Vertreter deS Land,
transportgewerbes gehört hätte , wäre jedenfalls auch hier
im badischen Landtag ein anderes Abstimmungsergebnis her¬
ausgekommen, als es jetzt sich sehr wahrscheinlich zeigen wird.

Ich persönlich kann, unter den gegebenen Verhältnissen,
dem vorliegenden Gesetzentwurf meine Zustimmung nicht er¬
teilen ; ich werde gegen ihn stimmen.

Minister deS Innern Remmele :
Der Herr Abg . R i t t e r hat vorhin am Schluß seiner Aus»

führungen die Behauptung aufgestellt, ich sei der Gründer der
Technischen Nothilfe. Diese Behauptung ist natürlich unwahr
und unrichtig. Ich habe mit der Gründung der Technischen
Nothilfe gar nichts zu tun . Die Technische Nothilfe ist auch
eine andere Organisation , als die , die heute hier zur Tages¬
ordnung und zur Besprechung steht.

WaS den Hinweis anbelangt » diese Einrichtung sei geschaf¬
fen, um bei Streiks in Wirksamkeit zu treten , so habe ich mir
bereits

'
im Haushaltsausschuß erlaubt , darauf hinzuweisen,

daß auch davon gar keine Rede sein kann : DaS Unternehme»
hat privatwirtschaftlichen Charakter ; daS Personal steht in
einem Dienstverhältnis wie Lohnarbeiter in einer Fabrik . ES
kommt ganz auf das Personal an , ob eS sich etwa zu einem
Streikbruch gebrauchen lasten will. Mit Tendenzen dieser
— von dem Herrn Abg . Ritter bezerchneten — Art ist we¬
der bei der Gründung gerechnet worden, noch wird das zur
Zeit getan.

Richtig ist : Nach der Auffaffung bei der Gründung und heute
wird die Gesellschaft einzuspringen haben, dann , wenn es sich
um staatspolitische Notwendigkeiten handelt (Abg . Ritter ;
Hört, hört ! ) . Wenn etwa zum Transport von Polizeimann¬
schaften Wagen über die eigenen Wagen hinaus notwendig ge¬
braucht werden, dann greifen wir auf d'ese Gesellschaft zurück
(Abg . Ritter : Transport für Streikbrecher ! ). Das ist etwas
wesentlich anderes . Das ist eine Einrichtung zum Schutz der
Allgemeinheit und zum Schutz deS Staates (Abg . G ä ß l e r :
Zur Niederschlagung des Volkes ! — Abg . Frau Unger : Des
Geldsacks gegen die Arbeiterschaft! — Gegenzurufe des Abg .
Roesch ) . Das wollte ich auf die Bemerkungen des Herrn
Abg. Ritter sagen.

Was zuletzt der Herr Abg . v o n A u angeführt hat . so glaube
ich, kann sich doch der Landtag heute unmöglich über die Frageein Urteil verschaffen , welche ZweckmätzigkertSgründe für das
Reich und die Reichsorgane borliegen hinsichtlich der Orien¬
tierung in der Frage der Berkehrseinrrchtungen . Post und
Eisenbahn sind heute Monopolbetriebe deS Reiches, des Staa¬
tes (Zurufe berm Landbund — Abg Ritter : Welche an
Schieber Kapitalien abgeben! ) . Die Post befördert auch Per¬
sonen, trotzdem die Möglichkeit besteht, daß Privatunterneh¬
men mit Automobilen Personen befördern. Wenn man nunim Reichsverkehrsministerium sich entschlietzt , den Verkehr
z . B . von Gepäckstücken und derlei Dingen in Berlin von einem
Bahnhof zum anderen anstatt einer Privatfirma einem eigens
gegründeten Unternehmen zu übertragen , so muß man die
Verantwortung hierfür diesen Institutionen überlasten . Wenn
man aber der Meinung ist , daß solche Institutionen , wie die
Gründung der Kraftverkehrsgesellschaft, ursprünglich die Auf«
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gäbe hatten , das Ltititärgerät zu wirtschaftlichen Zwecken nutz¬
bringend zu verwenden, und wenn man darüber Hinaus der
Meinung ist , der Staat kommt leider, wie das bei der Be¬
setzung von Offenburg ja nachgewiesenermaßen der Fall war ,
in die Lage, auf solche Institutionen zurückgreifen zu -muffen,
dann kann man unmöglich nur mit Gesichtspunkten, wie sie
der Herr Abg . von Au vorgetragen hat — Rücksicht quf pri¬
vatwirtschaftliche Jntereffen ! — eine solche Frage zur Erledi¬
gung bringen. Ich glaube, das geht beim besten Willen nicht ;
und ich möchte bitten , die Gründe , die wir Ihnen vorgetragen
haben , als solche anzusehen, mit denen man sich sehr wohl vor
dem Lande und auch vor den Interessenten sehen lasten kann
bei der Annahme dieses Gesetzentwurfs.

Weitere Wortmeldungen liegen nicht vor.
Die Beratung wird geschloffen.

Auf das Schlußwort wird verzichtet.

Bei der , hierauf folgenden Abstimmung wird der AüftÄg -
der Abg . Ritter , Gäßler , Unger, nach nochmaliger Verle¬
sung durch den Präsidenten mit großer Mehrheit übge¬
lehnt .

Der Antrag des HauShaltSauSschuffes wird nach nochmali¬
ger Verlesung durch den Präsidenten mit allen gegen 10
Stimmen angenommen .

Der Präsident teilt mit , daß die Punkte 18 . 6, 7, 8 und 0
der Tagesordnung infolge der noch nicht erfolgten Erledigung
im Haushaltsausschuß , bezw. weil weitergehende Regierungs¬
vorlagen erwartet werden, zurückgestellt werden müffen, eben-
so Ziffer H1 der Tagesordnung , da der Herr Staatsvräsi -
dent infolge auswärtigen Staatsbesuchs verhindert ist.

Zu Ziffer HL der Tagesordnung :

Begründung und Beantwortung der Förmlichen An-
frage der Abg. Weber und Gen., die Wiederaufnahme
des Zinsen- und Schuldendienstes der badischen Eisen¬
bahnschuldverschreibungen betr. (nicht gedr. Anfrage
O.-Z. 34) :

»Was gedenkt die Regierung zu tun . um beim
Reiche die baldige Wiederaufnahme des Zinsen- und

' Schuldendienstes der badischen Eisenbahnschuldver¬
schreibungen, und zwar auch der mit entwertetem
Geld zurückbezahlten Stücke , durchzusetzen ? "

erhält zur Begründung das Wort :

Abg. Weber (D . Vp .) :

Die Anfrage, die wir gestellt haben, gehört in daS große
Gebiet der gesamten Lufwertungsfrage hinein ; also einer
Angelegenheit, die in erster Linie auf dem Gebiete der
Reichsgesetzgebung liegt. Die neue Reichsregierung hat ja
auch durch den Herrn Reichskanzler gewisse Zusicherungen
in der Frage der Aufwertung gegeben . Wir haben unS bei
der Anfrage auf denjenigen Teil der gesamten Aufwertungs¬
angelegenheit beschränkt , der mit den Schuldverpflichtungen
des badischen Staates im engeren Zusammenhang steht . Denn
d,e Eisenbahnschuld ist seinerzeit bekanntlich zwar vom
Reiche gesetzmäßig übernommen worden, aber es haftet den
Gläubigern in letzter Linie doch noch der badische Staat als
Bürge . Da nun neuerdings durch das Londoner Abkommen
ein« Neuregelung dieser Schuldverpflichtungen, die das Reich
mtt den Eisenbahnen übernommen hat» eingetreten ist, so ist

es klar, daß hier ein . großer Teil der Inhaber ehemaliger
badischer Eisenbahnobligationen — und , die Zahl ist bekannt¬
lich nicht gering — in einer gewissen Unruhe sich befindet
und darnach begehrt, eine Versicherung von seiten der badi¬
schen Regierung zu ethalten , daß sie die Entwicklung weiter
zu treiben versuchen wird , in der Richtung, daß zunächst ein¬
mal der Zinsendienst, wenn auch vielleicht in verringertem
Maße , wieder ausgenommen werden wird , damit endlich ein¬
mal eine Anerkennung der bestehenden Schuld den Gläubigern
gegenüber erfolgt und dann allmählich auch eine wirkliche
Aufwertung dieser alten Ansprüche erreicht werden kann.

ES ist nicht meine Absicht, die gesamte Aufwertungsange¬
legenheit in ihrem tieferen Zusammenhang hier aufzurollen .
ES ist ja seinerzeit ein ganzer Komplex von Anträgen des
Hypothekengläubiger- und Sparer -Schutzverbandes dem Land¬
tag zugegangen, allerdings so spät vor Schluß des Landtags ,
daß er mit anderen Anträgen damals unter den Tisch ge¬
fallen istl Die Beantwortung durch die Regierung soll uns
aber den Anlaß geben, nötigenfalls Anträge auf diesem Ge¬
biete und auf dem gesamten Gebiet der Aufwertung etwa
im Sinne der Wünsche des Hypothekengläubiger-Schutzver-
bandes dann in dieser Sitzungsperiode des Landtags neuer¬
dings einzubringen.

Zur Beantwortung der Förmlichen Anfrage erhält
das Wort

Ministerialrat vr . Mühe :

Das Staatsministerium hat den Finanzminister ermächtigt,
die Förmliche Anfrage der Mg . Weber und Gen ., die Wie¬
deraufnahme des Zinsen- und Schuldendienstes der badischen
Eisenbahnschuldverschreibungenbetr . , wie folgt zu beantwor¬
ten :

Durch das ReichSgeseh zur Ausführung des Staatsvertrags
über den Übergang der Staatseisenbahnen auf h -rS Reich
vom 29. Juli 1922 hat das Reich die Schulden der Länder
Preußen , Bayern , Sachsen, Baden , Heffen und Mecklenburg-
Schwerin in der Weise übernommen , daß das Reich den
Gläubigern anstelle der Länder als Schuldner haftet ( Zurufe
beim Landbund) , während die Länder selbst als selbstschuld¬
nerische Bürgen verpflichtet bleiben.

Die Frage der Wiederaufnahme des Zinsen - und Schulden¬
dienstes der badischen Eisenbahnschuldverschreibungen kann
deshalb nur einheitlich mit der großen Frage der Aufwertung
der vom Reich Übernommenelf Länderschulden behandelt wer¬
den. Diese Frage aber steht wieder im engsten Zusammen¬
hang —it dem bevorstehenden endgültigen Finanzausgleich ,
durch den sich daS Reich mit den Ländern und Gemeinden
abschließend über die Aufteilung der vorhandenen Einnahme¬
quellen auseinandersetzen wird.

Es wird eine der ersten Aufgaben des neuen Reichstags
sein , die Frage deS Finanzausgleichs einer beschleunigten
endgültigen Lösung zuzuführen .

Dann wird auch der Zeitpunkt gekommen sein , in dem sich
das Land Baden mit allem Nachdruck und allen ihm zu Ge¬
bote stehenden Mitteln dafür einsetzen wird, daß so früh wie
irgend möglich im Rahmen des finanziell und währungs¬
politisch Tragbaren der Zinsen- und Schuldendienst der vom
Reich übernommenen Anleiheschulden der Länder , insbeson¬
dere auch der badischen Eisenbahnschuldverschreibungen, wie¬
der ausgenommen wird, allerdings mit der Einschränkung,
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datz der spekulative Besitz von einer solchen Aufwertung aus¬
geschlossen bleibt (Sehr richtig!). ES wird dann auch die
Frage zu Prüfen sein, ob es technisch möglich ist. eine billige
Berücksichtigung solcher Schuldverschreibungen durchzusetzen ,
die mit^entwertetem Geld zurückbezahlt worden find.

Eine Besprechung der Förmlichen Anfrage findet nicht statt,
da dieselbe nach § 44 der Geschäftsordnung nicht beantragt
wird.

»

Auf Vorschlag der Präsidenten wird die Sitzung hier abge¬
brochen und die nächste Sitzung auf Mittwoch, den 21 . Ja¬
nuar 1925, vormittags 19 Uhr anberaumt .

Die Festsetzung der Tagesordnung wird dem Präsiden «
t e n überlasten.

Schluß der Sitzung nach tSH Uhr.

:sifjg
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